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Einführung

1

Seit 1998, dem Beginn des „Data Ware-

housings“ im Arbeitsmarktservice (AMS),

wird dieses schrittweise in Umfang („The-

men“ und Daten), Tiefe (Details) und Kom-

plexität (Verknüpfungen) in einem perma-

nenten Prozess ausgebaut und ist damit

inzwischen integraler Bestandteil für

Management und MitarbeiterInnen in allen

Geschäftsbereichen und auf allen Wirk-

ungsebenen des AMS. Einige Stichworte

mögen dies verdeutlichen: Kundendaten

(Arbeitslose, Unternehmen), Förderbud-

get- und Förderstatistik, Arbeitslosenver-

sicherung, Selbstbedienung (eJob-Room,

SAMSOMAT), Call Center, arbeitsmarkt-

politische Ziele, u.a.

Innerhalb des Data Warehouses (DWH)

von AMS und BMWA spielt das Monitoring

(MON) seit Produktivsetzung des ersten

Moduls (Verbleibsmonitoring, 2003) eine

herausragende Rolle – sowohl in seiner

konzeptiven Vorbildwirkung als auch in

seiner strategischen und operativen Rolle1. 

Für den im AMS gewählten Steuerungs-

ansatz – Management by Objectives – wird

via DWH sowohl die Planung und Ziel-

quantifizierung als auch das Controlling

durchgeführt (arbeitsmarktpolitische Ziele

und Balanced ScoreCard/AMS ScoreCard).

Die MON-Daten (Verknüpfung von Daten

des Hauptverbandes der Sozialversiche-

rungsträger (HV) und des AMS und einiger

spezieller Informationen der Versicherungs-

träger) spielen hier eine entscheidende

Rolle2, da nur damit z.B. der Einschaltgrad

(bei offenen Stellen und Stellenbesetzun-

gen) oder der Anteil von Arbeitsaufnahmen

verschiedener Kundengruppen des AMS

ermittelt werden können – also insbeson-

dere für Frauen, Langzeitarbeitslose, Wie-

dereinsteigerInnen; oder, im Konzept

direkt vom Monitoring übernommen, die

Effektivität von Schulungen sowie die

Analyse der Nachhaltigkeit der Arbeitsauf-

nahmen von SchulungsabgängerInnen.

Die hierbei gewonnenen punktgenauen

und differenzierten Informationen kommen

somit über die verbesserte Maßnahmen-

gestaltung direkt oder indirekt wieder den

KundInnen des AMS zugute. Aber auch die

MitarbeiterInnen des AMS profitieren davon,

da die feed back-Schleife ins operative

AMS-System geschlossen wurde, indem

die im DWH „angereicherten“ Daten (Ver-

knüpfungen inklusive komplexer Berech-

nungen) als sekundenschnell abfragbare

Informationen in die administrativen Sys-

teme übertragen werden.

Der Ansatz des Monitorings – Verknüpfung

verschiedener Datenquellen und Aufber-

eitung für Längsschnittauswertungen –,

und die MON-Daten selbst, werden nach

den arbeitsmarktpolitischen AMS Jahres-

zielen inzwischen auch in zwei weiteren

Kernbereichen des AMS im DWH ange-

wendet: im SfA (Service für Arbeitsuchen-

de) für die Erfolgsmessung von allge-

meinen Interventionen (Beratung, Vermitt-

lungsvorschlag, etc.) und im SfU (Service

für Unternehmen) für die Erhebung des

1 Das AMS Data Warehouse und das DWH-Monitoring 2006/07 
Entwicklung und Ausblick

1 Für eine ausführlichere Grundlagenbeschreibung der Struktur und Anwendungsgebiete des DWH Monitoring siehe den
Vorgängerbericht „Arbeitsmarktmonitoring 2004 mit dem Data Warehouse des Arbeitsmarktservice“ vom März 2005;
http://www.bmwa.gv.at/NR/rdonlyres/A27900B8-F336-42DE-84BD-AA6B8A06ADC0/0/Arbeitsmarktmonitoring2004.pdf 

2 Die Datenverknüpfungen erfolgen in anonymisierter Form, die Anonymisierung wird durch einen speziellen Dienstleister vor
genommen. 
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relativen Erfolgs bei Stellenakquisitionen

vor und nach Betriebsbesuchen (speziell

im Key Account Management).

Das Monitoring steht somit paradigmatisch

für den informationsbezogenen „Klima-

wandel“ bei der Einführung eines DWH in

einer Organisation: vom „Daten sind nicht

vorhanden oder nur längerfristig ermittel-

bar“ zu „Information ist im DWH abfragbar

oder zumindest vergleichsweise rasch ins

DWH integrierbar“, - vom Zustand des

„nicht machbar“ zur Dynamik des „bedarfs-

orientierten Ausbaus“.

Verbleibsmonitoring –

vom SDG zum TAS

Im Verbleibsmonitoring erfolgt der Über-

gang vom „SDG“ (Schulungsauftrag Dienst-

geber) zum „TAS“ (TeilnehmerInnen-

Administrations-System) im Gefolge der

entsprechenden Änderungen im operativ-

en AMS System. Dabei wurde und wird im

weiteren Verlauf des Jahres 2007 auch die

Struktur der Datenwürfel geändert, um die

Auswertungen nach Projekten, Veran-

staltungen und Förderketten einfacher zu

gestalten. Wobei auch die Auswertung von

Förderketten qualitativ von einer Änderung

im operativen System profitieren soll, in-

dem Wechsel von einer Maßnahme zu

Folgemaßnahmen aufgrund der von den

BeraterInnen explizit codierten Zusam-

menhängen erfasst werden.

Ausgewertet werden im fiskalbezogenen

Verbleibsmonitoring grundsätzlich Förde-

rungen mit AMS-Kosten, wobei teilweise

nach Individual- und Maßnahmenkosten

differenziert werden kann.

Erwerbskarrierenmonitoring und

Karenzmonitoring – Wiedereinsteiger-

Innen-Potenzial und personen-

bezogene Jahreswürfel

Im Erwerbskarrierenmonitoring wurden

Bestands- und Statuswechsel-Würfel zu-

sätzlich zum schon bestehenden Merkmal

„Wiedereinstieg“ noch um das „Wiederein-

steigerInnen Potenzial“ erweitert. Die

Definition eines/einer potentiellen Wieder-

einsteigerIn umfasst den Abgang aus

Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld seit

1990 und einer maximal sechsmonatigen

vollversicherten Beschäftigung der Per-

sonen aus dieser Gruppe seit Beendigung

dieser Elternkarenz.

Dazu kommen personenbezogene Aus-

wertungen für alle in Österreich gemelde-

ten (HV und AMS) Personen, sodass

Aussagen zur „Betroffenheit“ nicht nur von

Arbeitslosigkeit, sondern auch von Be-

schäftigung, etc. (jeder Ausprägung der

Dimension Erwerbsstatus) möglich sind.

Die Frage, wie viele Frauen beispielsweise

2006 im Burgenland mindestens einen Tag

im Erwerbsstatus „Unselbständig beschäft-

igt“ (nach Alter, Nationalität, Wirtschafts-

klasse etc.) waren, lässt sich somit beant-

worten. Aber auch personenbezogene

Analysen zur Erwerbsaktivität insgesamt

(als „Summe“ von unselbständiger und

selbständiger Beschäftigung sowie von

Arbeitslosigkeit sowie unselbständiges

personenbezogenes Arbeitskräftepotential)

sind mit diesen Datenwürfel zu bewerkstel-

ligen. Aus technischen Gründen gibt es pro

Jahr jeweils einen eigenen Würfel für

Frauen und für Männer.

2
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Betriebsmonitoring – Dauer von

Dienstverhältnissen

Das Betriebsmonitoring wird, wie die meis-

ten Bereiche im DWH, sowohl strategisch

als auch operativ genutzt. Drei Haupt-

probleme bei der Verwendung kristalli-

sierten sich in den letzten Jahren heraus:

● Die Daten basieren auf Hauptverbands-

Dienstgeberkonten (HV-DG-Konten),

nicht auf „Unternehmen“ in betriebs-

organisatorisch relevanter Form3 ;

● So genannte „administrative Ummel-

dungen“ von einem DG-Konto zu einem

anderen verzerren die Ergebnisse was 

Anmeldungen betrifft;

● Extrem kurze Anmeldezeiten bei HV-

DG-Konten erschweren die Interpre-

tation bezügliche Einstellverhalten von 

Unternehmen.

Nachdem das Problem der administrativen

Ummeldungen schon im Jahr 2005 weitge-

hend behoben wurde (vgl. Arbeitsmarkt-

monitoring 2005), konnten ab Herbst 2006

die Rückmeldungen aus der AMS-Praxis in

eine weitere qualitative Verbesserung

umgemünzt werden, indem die neue

Dimension „Dv-Dauer“ (Dienstverhältnis-

Dauer) mit den Unterkategorien „Dv-Dauer

<= 3 Tage“ und „Dv-Dauer > 3 T od. lfd.“

(jeweils mit weiteren Differenzierungs-

möglichkeiten von der 1-Tages- bis zur 5-

Jahres-Kategorie) eingeführt wurden.

Die praktische Bedeutung dieser Unter-

scheidung wird klar, wenn man bedenkt,

dass der Anteil der Anmeldungen mit Be-

schäftigungsdauer kleinergleich 3 Tagen

in manchen Branchen (Primärsektor) über

30 % von allen Anmeldungen ausmachen

kann, bei Wiederanmeldungen sogar noch

mehr.

Der erste Punkt - der letzte noch aus-

ständige auf obiger Liste - soll ab Winter

2007 im Monitoring behoben sein, indem

die Auswertungen um den Unternehmens-

begriff der Bundesanstalt Statistik Öster-

reich, die KZU („Unternehmens-Kenn-

zeichen“), erweitert werden. Hierbei han-

delt es sich um eine Zusammenfassung

von HV-DG-Konten zu „Unternehmen“

(nach steuerlichen Kriterien), was sich

dann im DWH differenziert nach allen

Dimensionen und Kennzahlen wider-

spiegelt. Fragen nach der Anzahl der

Unternehmen nach Region, Größe und

Branche können dann exakter beantwortet

und auch administrative Ummeldungen

noch schärfer eingegrenzt werden.

Zentrale Weiterentwicklungen 2007

und 2008 im Verbleibs- und

Erwerbskarrierenmonitoring

Einige Berechnungen für den Verbleibs-

monitoring „Hauptindikator“, die zentrale

Dimension für die Evaluierung des Förder-

erfolgs, sollen im Detail verbessert wer-

den. Mittels Einbindung von Daten der

Sozialversicherungsanstalt der gewerbli-

chen Wirtschaft (SVA) sollen selbständige

Beschäftigungsverhältnisse zeitnaher er-

fasst werden. Ferner sollen geringfügi-

3 Die Dienstgeberkontonummer (oder Betriebsnummer) ist die versicherungstechnische Einheit für die Abwicklung der sozial
versicherungsrechtlichen Abgabenleistungen der Unternehmungen an die Krankenkassen. Ein Unternehmen oder ein Betrieb 
muss dabei nicht notwendigerweise genau mit einem Dienstgeberkonto korrespondieren.
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gere Anpassungen in der Hierarchie der

Berechnungsregeln für den Hauptindikator

erfolgen, die insbesondere bei der Erfas-

sung von Nebenerwerbslandwirten Auswir-

kungen zeigen werden.

Ab Ende 2007 werden noch zusätzliche

Differenzierungen wie der „Probemonat“

bei der Dimension „Teilnahmedauer“ oder

das Merkmal (Dimension) „Übertrittsge-

fährdet“ integriert werden. Für Auswert-

ungen der Maßnahmen/Veranstaltungen

wird die Dimension „Maßnahme“ mit

Verfeinerungen von der Maßnahmen-

Nummer bis zur Veranstaltung eingeführt.

Ab Herbst 2007 soll auch im Erwerbskarr-

ierenmonitoring schrittweise zusätzlich

zu den Hauptverbandsdaten auch Ver-

sicherungsinformationen der Sozialver-

sicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-

schaft integriert werden, sodass es hier zu

einer bedeutenden Verbesserung der

Datenqualität betreffend der Art der wirt-

schaftlichen Tätigkeit der Selbständigen

kommen sollte.

Als weitere neue Datenquelle soll ab

Herbst 2007 auch die Mitversichertendatei

des Hauptverbands der österreichischen

Sozialversicherungsträger nutzbar gemacht

werden, womit einerseits bislang nicht im

Monitoring integrierte (Mit-)Versicherungs-

zeiten von Jugendlichen und im Haushalt

tätigen Personen erfasst werden können,

als auch zusätzliche Informationen für das

Personenmerkmal „Migrationshintergrund“

erwartbar sind.

Bis Herbst 2007 sollen folgende direkten

Personenmerkmale ins Erwerbskarrieren-

monitoring integriert werden (die Daten-

aufbereitung erfolgt hierbei ebenso wie bei

den geschätzten zusätzlichen Einkom-

mensinformationen durch ein externes

Institut), die Testung der Datenbank-

tabellen und Datenwürfel ist bereits in der

Endphase.

● Wohnort (insbesondere relevant bei den

Beschäftigten; über die Zustelladressen 

der Versicherungsträger bzw. AMS 

Information)

● Versorgungspflicht (über spezielle HV-

Versicherungscodes und AMS Leis-

tungsbezüge)

● Gesundheitliche Beeinträchtigung (über 

spezielle HV-Versicherungscodes und 

AMS Leistungsbezüge bzw. Beihilfen)

● Migrationshintergrund (über Staats-

bürgerschaft bzw. Staatsbürgerschafts-

wechsel in den HV oder AMS Daten)

In Ergänzung der explizit codierten person-

enbezogenen Informationen werden durch

indirekt erschließbare Merkmale und sto-

chastische Zuschreibungen zusätzliche

quasi-personenbezogene Informationen

zum Einkommen generiert, nämlich das

● geschätzte monatliche Beschäftigungs-

einkommen 

4
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Diese Information ist insofern von großem

Interesse, als die bisherige – und weiterhin

verfügbare – (streng personenbezogene)

Einkommensinformation zur Beitrags-

grundlage bekanntlich mit der Höchst-

beitragsgrundlage „nach oben hin“ zensiert

ist. Für Einkommen an oder knapp über

der Höchstbeitragsgrundlage werden auf

Grundlage der Verteilungsinformationen

der Lohn- und Einkommenssteuerstatistik

zusätzliche Einkommensbestandteile hin-

zugeschätzt. Ferner werden fehlende Ein-

kommensbestandteile für Beamte, Kranken-

fürsorgeanstalten-Versicherte und im Be-

reich der selbständigen Beschäftigung

ergänzt. Mit der neuen Schätzgröße kön-

nen auf der Ebene von aggregierten Per-

sonengruppen (jedoch nicht auf der Ebene

der Individualdaten) zusätzliche Analysen

zu den Beschäftigungseinkommen vorge-

nommen werden.

Als weitere spezielle Einkommensinfor-

mation werden in naher Zukunft auch expli-

zit die diversen Leistungsarten und Höhen

(über die Tagsätze) der Arbeitslosenver-

sicherung in das Erwerbskarrierenmonitor-

ing integriert. Im Erwerbskarrieren-Status-

wechsel-Würfel (mon_erwerb_chg) gibt es

daher in Kürze auch die Dimension „ALV-

Leistungsart vorher“ sowie eine „Änderung

der Bezugshöhe“ („fallend“, „gleich bleibend“,

„steigend“) und die entsprechenden Kenn-

zahlen (wie etwa „DS ALV Tagsatz vorher“

und ähnliche mehr).

Somit bleiben als großes Desideratum im

Erwerbskarrierenmonitoring weiterhin – die

Bildungsdaten.
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Die Möglichkeiten der Interpretierbarkeit
und spezifischen Nutzbarkeit von im
Rahmen des Verbleibsmonitorings erziel-
ten Ergebnissen hängt in einem beträchtli-
chen Ausmaß davon ab, auf welchen
Kennzahlen und Dimensionen die jeweili-
ge Wirkungsanalyse beruht. Mit der
Definition der Erfolgsindikatoren wird letzt-
lich festgelegt, welche Aspekte der kom-
plexen Dynamik von Erwerbsverläufen im
Zusammenhang mit einer Förderinterven-
tion als Bewertungsmaßstab herangezo-
gen werden. So erfolgt etwa über die
Kennzahl „Anzahl Tage“ in Kombination
mit der Dimension „Hauptindikator“ eine
Betrachtung der Aufteilung des gesamten
Zeitvolumens im ausgewählten Unter-
suchungszeitraum nach arbeitsmarktrele-
vanten Positionen. Bei den auf diese
Weise ermittelbaren Beschäftigungszeit-
anteilen geht es um Durchschnittswerte für
die jeweils ausgewählten Förderfälle. Die
Kennzahl „Bestand Personen“ ermöglicht
dahingegen eine nach dem Arbeitsmarkt-
status differenzierte Auswertung der geför-
derten Personen, wobei es sich dabei stets
um eine mehr oder weniger repräsentative
Momentaufnahme zu einem bestimmten
Stichtag (zum Beispiel genau 3 Monate
nach individuellem Beihilfenende) handelt.
Weniger bekannt sind die Möglichkeiten,
die das Verbleibsmonitoring – v.a. auch im
Zusammenhang mit der Dimension „Anteil
Hauptindikator“ – hinsichtlich der perso-
nenbezogenen und nach Stabilitätskriteri-
en differenzierten Beobachtung von
Karriereverläufen bietet. Damit können im

Rahmen von Standardauswertungen inter-
essante Erkenntnisse zu der sich immer
wieder stellenden Kernfrage, welche
Maßnahmen zu welchen Integrationswir-
kungen bei welchen Personen führen,
gewonnen werden, die sich – etwa im
Hinblick auf die Zielgruppenorientierung –
durch eine hohe Praxisrelevanz auszeich-
nen. Im Folgenden sollen die in der öffent-
lichen Diskussion sehr häufig einer unre-
flektierten Pauschalkritik ausgesetzten
Maßnahmen der aktiven Arbeitssuche
einer beispielhaften Analyse dieser Art
unterzogen werden, um damit letztlich
auch Optimierungspotenziale für den der-
zeitigen Fördereinsatz ausloten zu kön-
nen. 

Maßnahmen zur aktiven Arbeitsuche

Kurse zur aktiven Arbeitsuche sind da-
durch charakterisiert, dass sie Fertigkeiten
vermitteln, die im unmittelbaren Zusammen-
hang mit der Arbeitsuche stehen. Bestand-
teil dieser Maßnahmen können neben den
unmittelbar suchspezifischen Bausteinen –
wie Bewerbungstraining oder Stärkung
persönlicher Fähigkeiten auch Module zur
beruflichen Orientierung sowie praktisches
Arbeiten oder Theorie und Fachunterricht
sein. Das konzeptionell vorgegebene ar-
beitsmarktpolitische Ziel von derartigen
Förderungen ist die unmittelbare Integra-
tion in den Arbeitsmarkt. Die durchschnitt-
liche Verweildauer in diesen Maßnahmen
ist in der Regel relativ kurz und betrug im
Jahr 2006 etwa 44 Tage. 

2 Verbleibsmonitoring

Möglichkeiten einer personenbezogenen Analyse von Karriereverläufen am

Beispiel der Aktiven Arbeitsuche



Arbeitsmarktmonitoring 2006

TeilnehmerInnenstruktur

Gemäß Verbleibsmonitoring haben im Jahr
2005 insgesamt 22.050 Personen eine
Maßnahme der aktiven Arbeitsuche been-
det. Die für diese Personen durchgeführte
Analyse der TeilnehmerInnenstruktur von
Kursen zur Unterstützung der aktiven
Arbeitsuche zeigt einen im Vergleich zum
Durchschnitt aller Geförderten hohen
Anteil von Personen mit verschiedensten
arbeitsmarktpolitischen Benachteiligun-
gen. Dies gilt im besonderen Maß für die
Bundeshauptstadt, auf die rund 70% aller
AbgängerInnen von Maßnahmen dieses
Typs entfallen. So sind etwa drei von vier
der Wiener TeilnehmerInnen an Aktivier-
ungskursen entweder langzeitbeschäfti-
gungslos und/oder älter als 44 Jahre,
während in den restlichen Bundesländern
ca. 2 von 3 Geförderten vorher maximal 6
Monate arbeitslos waren. 

Offensichtlich ist das Instrument der akti-
ven Arbeitsuche in der derzeitigen Förder-
praxis sowohl auf klassische „job-ready“
Personen und Kurzzeitarbeitslose, bei
denen eine längere Verweildauer in Ar-
beitslosigkeit vermieden werden soll, als
auch auf Personen mit prekären Vor-
karrieren (z.B. Langzeitbeschäftigungslose)
oder schwerwiegenden Vermittlungs-

barrieren (z.B. Alter oder Behinderungen)
ausgerichtet. Vor allem bei Letzteren er-
scheint ein Einsatz von Aktivierungsmaß-
nahmen aus arbeitsmarktpolitischer Sicht
nur unter bestimmten Voraussetzungen
(z.B. nach dem Absolvieren anderer Maß-
nahmenprogramme zur Beseitigung bzw.
Reduktion grundlegender Vermittlungs-
probleme) zweckmäßig. 

Zeitanteile arbeitsmarktrelevanter

Positionen vor/nach der Förderung

Zu den folgenden Verbleibsauswertungen,
die sich primär auf einen 12-monatigen
Nachbeobachtungszeitraum beziehen, ist
grundsätzlich anzumerken, dass zum
Auswertungszeitpunkt aus technischen
Gründen nur Karriereverlaufsdaten bis ca.
Ende November 2006 zur Verfügung stan-
den, weshalb bei einem kleinen Teil der
MaßnahmenabsolventInnen (Beihilfenab-

gänge im De-
zember 2005)
keine vollen 12
Monate nach
Maßnahmen-
ende untersucht
werden konnten.
Dadurch könnte
es zu einer ge-
ringfügigen Ver-

zerrung der Ergebnisse kommen. 

Abgesehen davon deuten die auf Brutto-
ebene standardmäßig eingesetzten Kenn-
zahlen bei Maßnahmen der aktiven
Arbeitsuche auf relativ bescheidene
Integrationswirkungen hin. So zeigt etwa die
Analyse des Zeitvolumens arbeitsmarkt-
relevanter Positionen aller im Jahr 2005
beendeten Förderfälle, dass die Zeitanteile

8
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der geförderten und nicht geförderten
Beschäftigung bzw. Lehre zwölf Monate
vor Maßnahmenbeginn von 15,5% im
Zeitraum von zwölf Monaten nach Maß-
nahmenende „nur“ auf etwa 24,1% erhöht
werden konnten.4 Die registrierte Arbeits-
losigkeit reduzierte sich von einem auf
Grund der TeilnehmerInnenstruktur sehr
hohen Wert im einjährigen Vorbeobach-
tungszeitraum von ca. 67 % auf 53% im
entsprechenden Nachbeobachtungszeit-
raum, während die Zeitanteile in AMS-
Qualifizierung in diesem Vorher/Nachher-
Vergleich mehr oder weniger stagnierten
(ca. 6,3 und 7,8%). Das insgesamt relativ
geringe Ausmaß an vor- und nachgelager-
ten AMS-Schulungen ist auch bei Teil-

nehmerInnen mit einer ausgeprägten Inte-
grationsproblematik nicht viel höher. So
liegt etwa auch bei langzeitbeschäftigungs-
losen Maßnahmenteilnehmerinnen der An-
teil an AMS-Qualifizierungsförderungen im
einjährigen Vor/Nachbeobachtungszeit-
raum bei „nur“ 11,2 bzw. 8,4%. Auch die
Ergebnisse einer TeilnehmerInnenbefra-
gung im Rahmen der ESF-Evaluierung
weisen auf einen vielfach isolierten und
nicht in systematisch aufgebauten Förder-
ketten eingebundenen Fördereinsatz von
Maßnahmen der aktiven Arbeitsuche hin.5

Mit einem Anteil von 12,2% verbrachten
die TeilnehmerInnen an Aktivierungsmaß-
nahmen ein Jahr nach der Maßnahme

4 Rund 31% der ProgrammteilnehmerInnen waren zwölf Monate nach Abschluss der Maßnahme beim Hauptverband der 
Sozialversicherungsträger als beschäftigt - in geförderten und nicht geförderten Beschäftigungsverhältnissen und Lehren - 
gemeldet.

5 Laut einer repräsentativen Befragung von TeilnehmerInnen der aktiven Arbeitsuche im Rahmen einer begleitenden 
Evaluierung des ESF-Ziel 3-Programms (2000-2006) haben 17% eine der Maßnahme vorangegangene fachliche 
Qualifizierungsmaßnahme absolviert, wobei diese Mehrfachförderung nur ca. 5% als einen geplanten Modulaufbau im Sinne 
eines integrierten Maßnahmenpfades einschätzten, siehe Ferdinand Lechner, Nicole Nemecek, Andreas Riesenfelder, Andrea 
Pöschl:„Evaluierung Europäischen Sozialfonds 2000-2006 Ziel 3, Österreich – Programmschwerpunkt 1 aus der Sicht der 
TeilnehmerInnen und Teilnehmer“, Wien, Oktober 2004.

Anzahl Tage in Hauptindikator innerhalb 12 Monte vor/nach Aktiver Arbeitsuche -
Abgänge im Jahr 2005
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durchschnittlich etwas mehr Zeit außerhalb
des Erwerbssystems als davor (10,2%).
Spezielle Analysen von Out of Labour
Force Zeiten unmittelbar vor/nach einer
AMS-Intervention liefern allerdings keine
eindeutigen Hinweise dafür, dass die in der
Regel kurzfristigen Maßnahmen der akti-
ven Arbeitsuche eine verstärkte Screening-
funktion zur Feststellung der Verfügbarkeit
und der Arbeitsmotivation von länger
beschäftigungslosen Personen erfüllen6.
Auch die aktuelle WIFO-Evaluierung der
österreichischen Arbeitsmarktförderung
kommt auf der Grundlage einer mikroöko-
nomischen Wirkungsanalyse zu dem
Ergebnis, dass die Aktivierungsmaßnah-
men in Österreich nicht - wie in anderen
Ländern – zu einem vermehrten Rückzug
arbeitsloser Personen vom Arbeitsmarkt
führen, sondern zumindest mittelfristig viel-
mehr die Integration von zuvor erwerbsfer-
nen Personen (v.a. Frauen) fördern.7

Personenbezogene Analyse von

Verbleibskarrieren

Über diese Durchschnittsbetrachtung hin-
aus können im Rahmen des Verbleibs-
monitorings unter Einbeziehung der
Dimension „Anteil Hauptindikator“8 auch
Karriereverläufe personenbezogen analy-
siert und nach Stabilitätskriterien kategori-
siert werden. Damit erhält man wertvolle

Erkenntnisse zu der im Hinblick auf das
Ziel einer weiteren Optimierung und effek-
tiveren Gestaltung des Fördereinsatzes
äußerst relevanten Frage, bei welchen
Personen(gruppen) im Zusammenhang
mit der Maßnahmenteilnahme ein relativ
hoher Grad an Beschäftigungsstabilität zu
beobachten ist und in welchen Fällen es
trotz Förderung zu prekären Arbeitsmarkt-
karrieren kommt. Eine derartige Analyse
von Maßnahmen zur aktiven Arbeitsuche
zeigt, dass die insgesamt niedrigen Brutto-
wirkungen auf einen relativ hohen Anteil
von Personen mit prekären Karrierever-
läufen zurückzuführen ist. Fast der Hälfte
(10.832 von 22.050) der 2005 von
Aktivierungsmaßnahmen abgegangenen
Personen ist es innerhalb von einem Jahr
nach Beihilfenende nicht gelungen, eine
geförderte oder ungeförderte Beschäf-
tigung aufzunehmen.  

Demgegenüber stehen etwa 18% der
MaßnahmenteilnehmerInnen (3.908 von
22.050), die im 12-monatigen Nachbeo-
bachtungszeitraum mehr als 50% in einem
ungeförderten Beschäftigungsverhältnis
standen, wobei sich davon rund ein Drittel
sogar zwischen 90 und 100% der Zeit in
einem ungeförderten Beschäftigungsver-
hältnis befanden. Berücksichtigt man auch
geförderte Beschäftigungsverhältnisse, so 

10

6 Bei im Jahr 2005 beendeten Förderfällen von Maßnahmen der aktiven Arbeitsuche betrugen die Anteile von Zeiten außerhalb 
des Erwerbssystems 1 Monat vor Beihilfenbeginn 4,7 und 1 Monat danach 10,2%. Bei AMS-Kursen anderen Typs 
(Orientierung, Qualifizierung und Training) zeigt sich eine ähnliche Dynamik (Anstieg von 7,4 auf 12,0%). Auch wenn man nur 
die Gruppe der Langzeitbeschäftigungslosen betrachtet, steigt der Anteil der außerhalb des Erwerbssystems verbrachten
Zeiten ein Monat nach einer Maßnahme der aktiven Arbeitsuche im Vergleich zu davor in einem ähnlichen bzw. sogar etwas
geringerem Ausmaß an als bei den anderen Kategorien von Qualifizierungsmaßnahmen (Aktive Arbeitsuche: von 3,1 auf 
8%; andere Qualifizierungstypen: von 3,9 auf 10,3 %).

7 Hedwig Lutz, Helmut Mahringer, Andrea Pöschl: „Evaluierung der österreichischen Arbeitsmarktförderung 2000-2003, Wien 
Oktober 2005 , S 205 ff.

8 Mit der Dimension „Anteil Hauptindikator“ (in Kombination mit der Kennzahl „Anzahl Personen“ und der Dimension 
„Hauptindikator“) können die MaßnahmenteilnehmerInnen nach den Zeitanteilen des jeweils ausgewählten Arbeitsmarktstatus 
(z.B. ungeförderte Beschäftigung) im jeweiligen Beobachtungszeitraum kategorisiert werden (Einteilung in 10-Prozent-
Intervallen).



Verbleibsmonitoring

11

erhöht sich der Anteil von Kursabsolvent-
Innen mit überwiegenden Beschäftigungs-
zeitanteilen auf rund 22% bzw. 4.922.

Der zentrale Hintergrund für diese deut-
liche Ausdifferenzierung der Stabilität der
Erwerbsverläufe nach der Förderung dürf-
te wohl die stark unterschiedliche Zusam-
mensetzung dieser Gruppen sein, wie eine
Gegenüberstellung von Maßnahmen-
teilnehmerInnen ohne Beschäftigungsauf-
nahme und jenen mit mind. 50%-igen
Anteil an ungeförderter Beschäftigung9 im
Nachbeobachtungszeitraum zeigt. So lag
der Langzeitbeschäftigungslosenanteil der
Geförderten ohne jeglichen Integrations-
erfolg bei knapp über 50%, während er bei
MaßnahmenteilnehmerInnen mit einem
überwiegenden Anteil an ungeförderter

Beschäftigungszeiten mit ca. 26% nur
etwa die Hälfte davon betrug. Auch die
Anteile der über 44-Jährigen und der
Behinderten waren bei der ersten Gruppe
mit rund 60 und 16% ungefähr doppelt so
hoch wie bei der zweiten (ca. 31 bzw. 9%).
Der Anteil der Jugendlichen war innerhalb
der Personen mit einer vergleichsweise
stabilen Nachkarriere mit mehr als 14%
dagegen deutlich höher als bei Personen
ohne Beschäftigungsaufnahme (ca. 5%).
Rund 83% jener Personen, denen die
(Wieder)Eingliederung am Arbeitsmarkt
innerhalb eines Jahres nach Maßnahmen-
ende nicht gelungen ist, waren vor Eintritt
in die Maßnahme entweder langzeitbe-
schäftigungslos und/oder älter als 44 Jahre
(8.980 von 10.824). 

9 Nach den vorliegenden Analyseergebnissen unterscheidet sich die Personengruppe mit 90-100%-igen Anteilen an ungeför-
derter Beschäftigung nur geringfügig von der, bei der dieser Anteil über 50% liegt.
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Resümee

Die personenbezogene Analyse von Ver-
bleibskarrieren nach einer im Jahr 2005
beendeten Teilnahme an einer Maßnahmen
der aktiven Arbeitsuche zeigt, dass sich die
eher schwache Ausprägung der in der
Durchschnittsbetrachtung feststellbaren
Bruttowirkungen primär auf jene Hälfte der
Geförderten zurückführen lässt, denen ein
Jahr nach Beihilfenende keine Beschäfti-
gungsaufnahme gelungen ist. Dabei han-
delt es sich vorwiegend um Personen, bei
denen Faktoren wie Langzeitbeschäfti-
gungslosigkeit, fortgeschrittenes Alter oder
auch Behinderungen die Möglichkeit einer
unmittelbaren Integration in den Arbeits-
markt stark einschränken. Bei diesen soge-
nannten arbeitsmarktpolitischen „Problem-
gruppen“ erscheint der Einsatz von Akti-
vierungsmodulen nur sinnvoll, wenn sie im
Rahmen von systematisch aufeinander
aufbauenden Integrationspfaden – wie
etwa in Kombination mit vorgelagerten
Qualifizierungsförderungen zur (Wieder)-
Herstellung der grundlegenden Vermittel-
barkeit – angeboten werden. Auf Grund der
Informationen, die dazu aus den Ver-
bleibsdaten abgeleitet werden können,
erfolgt diese Einbindung von Maßnahmen
zur aktiven Arbeitsuche in mehrgliedrige
Förderketten derzeit in einem nur sehr ein-
geschränkten Ausmaß. Im Hinblick auf

diese Zielgruppen wäre darüber hinaus
auch noch ein forcierter Einsatz inten-
siverer Formen der Vermittlungsunter-
stützung wie Individualcoachings, die etwa
auch eine begleitende Betreuung nach
Aufnahme eines Beschäftigungsverhäl-
tnisses vorsehen, zu überlegen. 

Abgesehen davon sind beim derzeitigen
Einsatz von Aktivierungsprogrammen ins-
besondere bei Personen, die nach den ver-
fügbaren Daten keine schwerwiegenden
Einschränkungen ihrer Beschäftigungs-
chancen aufweisen, auch eindeutig positive
Bruttowirkungen zu beobachten. So
erreichte nach einer 2005 absolvierten
Maßnahme dieser Art immerhin fast jeder
vierte Geförderte innerhalb eines 12-mona-
tigen Nachbeobachtungszeitraums einen
über 50%-igen Beschäftigungszeitanteil
(inkl. geförderter Beschäftigung). 

Die beispielhaft angeführten Analyse-
ergebnisse zeigen Möglichkeiten einer über
die Auswertung üblicher Kennzahlen hin-
ausgehenden Differenzierung von Per-
sonen nach ihren Karriereverläufen auf.
Derartige Auswertungen können als infor-
mative Grundlage für die Optimierung der
maßnahmenspezifischen TeilnehmerInnen-
rekrutierung und die zielgruppenadäquate
Weiterentwicklung von Förderangeboten
genutzt werden. 
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Die Wirkung des Kinderbetreuungsgeldes

auf die Erwerbsbeteiligung insbesondere

von Frauen wurde in den letzten Jahren

intensiv diskutiert.10 Der Beitrag beinhaltet

einerseits Aspekte einer deskriptiven

Statistik über die Bezieherinnen und Be-

zieher von Karenzgeld und Kinderbetreu-

ungsgeld und deren Leistungsbezugsver-

halten im Untersuchungszeitraum.11 An-

dererseits wird versucht, mit Mitteln des

Standard-Karenzmonitoring des AMS Data

Warehouse ergänzende Befunde zum

Verständnis der Entwicklung der Erwerbs-

beteiligung von Kinderbetreuungsgeld-

bezieherInnen beizusteuern.

Je nach Fragestellung werden im Folgen-

den episoden- oder personenbezogene

Auswertungen herangezogen. 

Abgänge aus Beschäftigung in

Karenz bzw. aus Karenz in

Beschäftigung 2006

(Episodenbetrachtung) 

Im Jahr 2006 wurden 76.644 Abgänge aus

bzw. Unterbrechungen von Karenzepiso-

den verzeichnet - das entspricht 76.186

Personen. Die Differenz von 458 ist auf

Personen zurückzuführen, die zumindest

zweimal in diesem Zeitfenster aus der

Karenz abgegangen sind.12 Vor Beginn der

Karenzzeit waren 67% beschäftigt und

23% in erwerbsfernen Positionen. Nach

dem Ende der Karenzepisode hatten 46%

ein Beschäftigungsverhältnis und 37%

waren Out of Labour Force.13

3 Karenzmonitoring 2000-2006

10 Lediglich exemplarisch sollen zwei wissenschaftliche Analysen genannt werden: Riesenfelder A./Sorger C./Wetzel
P./Willsberger B., Evaluierung der Einführung des Kinderbetreuungsgeldes, Studie von L&R Sozialforschung im Auftrag der 
BAK, Wien Oktober 2006.
Lutz H., Wiedereinstieg und Beschäftigung von Frauen mit Kleinkindern, Studie des WIFO im Auftrag der AK Wien, Wien März 
2004

11 Siehe auch den Vorgängerbericht zum Thema; in: BMWA (Hrsg.), „Arbeitsmarktmonitoring 2005“ mit dem DWH des AMS 
(Wien 2005). Download unter http://www.bmwa.gv.at/NR/rdonlyres/DD2BC0D7-0F89-4B72-BBD9-AD4D814E8BE6/0/ 
Arbeitsmarktmonitoring2005.pdf

12 Bei der personenbezogenen Auswertung wird eine Person, die z.B. zweimal pro Jahr eine Karenzepisode beendet 
(Unterbrechungen zw. den jeweiligen Episoden überschreiten 28 Tage) und einmal im Anschluss an die Karenz in 
Arbeitslosigkeit und das zweite Mal in eine erwerbsferne Position abgeht, bei der Gesamtsumme aller AbgängerInnen im rele-
vanten Zeitraum nur einmal gezählt.

13 „Beschäftigung“ beinhaltet sowohl selb- und unselbständige als auch geförderte Beschäftigung. Der Dimension 
„Arbeitslosigkeit/Qualifizierung“ werden Zeiten in Schulungsmaßnahmen und in registrierter Arbeitslosigkeit zugeordnet. Die 
erwerbsferne Position (OLF) umfasst im Wesentlichen Zeiten von Wochen-, Karenz- oder Kinderbetreuungsgeldbezug, sons-
tige Versicherungszeiten oder -lücken sowie ausschließliche geringfügige Beschäftigung. Ausgewertet wurde der Status 7 
Tage nach dem Ende der Karenzepisode. Grund dafür ist u.a. die Codierung von Personen, die z.B. an einem Freitag ihre 
Karenzepisode beenden und am darauf folgenden Montag wieder zu arbeiten beginnen: Status am Samstag und Sonntag ist 
„Out of Labour Force“ und erst am Montag „beschäftigt“.
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Angesichts des Einbruches der Abgänge

(auf 10.961) im Jahr 2002, die auf die

Verlängerung der Bezugsdauer zurück-

zuführen ist, zeigt sich bereits 2004 wieder

eine Annäherung der Abgänge aus Karenz

an das ursprüngliche Niveau; allerdings ist

die Zusammensetzung dieser Personen-

gruppe - bezogen auf die Leistungsart -

vergleichsweise heterogen. Dies wird

unter der Annahme, dass nur ein Elternteil

in Karenz geht und den maximal mög-

lichen Bezug konsumiert, illustriert. 

Die letzten Personen, die in die „Karenz-

geldregelung Alt“ mit einer Bezugsdauer

bis zum 18. Lebensmonat des Kindes fall-

en, beendeten am 31.12.2001 ihren Leis-

tungsbezug (Geburten bis zum 30.6.2000).

Für Geburten zw. dem 1.7.2000 und

31.12.2001 gilt die „Karenzgeldregelung

Neu“, die eine Ausdehnung des maximalen

Leistungsbezuges (von einer Person) vom

18. auf das 30. Lebensmonat des Kindes

beinhaltet. 

14
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Die Kinderbetreuungsgeldregelung (für

Geburten ab dem 1.1.2002) sieht die glei-

che Bezugsdauer wie das „Karenzgeld

Neu“ vor, weitet aber gleichzeitig - in

Abgrenzung zur Karenzregelung - den

BezieherInnenkreis aus: Der Karenzgeld-

bezug war von einer Mindestversiche-

rungszeit in der Arbeitslosenversicherung

innerhalb einer bestimmten Rahmenfrist

abhängig, während seit dem 1.1.2002 alle

Personen mit Anspruch auf Familienbei-

hilfe für das Kinderbetreuungsgeld14 quali-

fiziert sind (Hausfrauen/-männer, Student-

Innen, Selbständige).15

Die Abgänge im Jahr 2002 setzen sich

daher vorwiegend aus Personen zusam-

men, die bereits vom Geltungsbereich der

„Karenzgeldregelung Neu“ oder dem

Kinderbetreuungsgeldgesetz erfasst waren

und demnach ihre Karenzepisode vorzeitig

beendet haben. 

Im Jahr 2004 haben die Abgänge wieder

das Ausgangsniveau (vor der Verlänge-

rung der Bezugszeiten) erreicht. Auffallend

ist die Zunahme der Personen, die aus

Karenz in Beschäftigung abgehen: Waren

es in den Jahren 2000 und 2001 noch

39%, so sind es im Zeitraum 2004-2006

rund 47%. Folgende Erklärungsgründe für

diesen Umstand bieten sich an: Einerseits

hat sich mit der Karenzgeldregelung neu

und dem Kinderbetreuungsgeld die Dauer

der Karenz deutlich verlängert: Die durch-

schnittliche empirische Karenzepisode

dauert nun 2,5 bis 3 Jahre anstelle von

rund 1,5 bis 2 Jahre (Karenzgeld alt).

Damit haben die Kleinkinder ein Alter erre-

icht, wo es sowohl aus organisatorischen

als auch emotionalen Gründen für die

Eltern leichter erscheint, einen passenden

Kinderbetreuungsplatz zu finden. Ander-

erseits könnte auch die erhöhte Erwerbs-

beteiligung während der Karenzepisode

und der damit zusammenhängende engere

Kontakt zum Arbeitsmarkt eine positive

Rolle für den Wiedereintritt spielen.16

Exkurs – Prozentuelle Verschiebung zwischen den Abgängen in „Arbeitslosigkeit“ und „Out

of Labour Force“ ab dem Jahr 2003: Die Veränderung des Anteils der Fälle, die in regi-

strierte Arbeitslosigkeit abgehen, ist im Wesentlichen durch die Einstellung der

Sondernotstandshilfe (Genehmigungen bis Ende 2002) bedingt. Personen, die nach Ende

der Karenzzeit Sondernotstandshilfe in Anspruch nahmen, wurden der Kategorie „Out of

Labour Force“ zugeordnet, während nunmehr davon auszugehen ist, dass der Großteil die-

ses Personenkreises in „Arbeitslosigkeit oder Qualifizierung“ abgeht.

14 Kinderbetreuungsgeld gebührt auch dann, wenn kein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, 1) weil Anspruch auf eine gleich-
artige ausländische Leistung besteht bzw. 2) wenn gewisse Versicherungszeiten aufgrund einer Erwerbstätigkeit vorliegen.

15 Darüber hinaus wurde der Anspruch auf Arbeitslosengeld durch den Karenzgeldbezug erschöpft, während der Bezug von 
Kinderbetreuungsgeld den AlG-Anspruch nicht berührt.

16 Die Möglichkeit einer regelmäßigen Beschäftigung oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze gab es auch während der 
„Karenzgeldregelung alt“ für Geburten bis einschließlich 30.6.2000 unter der Voraussetzung, dass die Arbeitszeit um minde-
stens 40% reduziert wurde. Allerdings betrug das Karenzgeld bei Teilzeitbeschäftigung nur 50% der ursprünglichen Leistung, 
was ein Grund für die geringe Inanspruchnahme (rund 4%) gewesen sein dürfte.
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Die Abgänge ab dem Jahr 2003 zeigen

eine vermehrte Inanspruchnahme des

Leistungsbezuges durch Männer. Vergli-

chen mit Jahren 2000 und 2001 beträgt

der Männeranteil an allen Abgängen im

Jahr 2006 mit knapp 10% bereits rund das

Dreifache des Ausgangswertes.17 Interes-

sant ist in diesem Kontext der sozial-

rechtliche Status dieser Männer. Als Indi-

kator für die zugrunde liegende Verteilung

kann die amtliche Kinderbetreuungsgeld-

bezugsstatistik18 herangezogen werden.

Gemäß dieser Statistik vom Dezember

2006 waren 51% aller laufenden Fälle der

Männer vor dem KBG-Leistungsbezug

Arbeiter, Angestellte oder öffentlich Bediens-

tete, 19% Selbständige, 18% Bezieher von

Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe und

die restlichen 13% Hausmänner oder

Studenten. 

16

17 Als Anzahl der laufenden KBG-Fälle betrug der Männeranteil im Dezember 2006 rund 3,5%.
18 Aktueller Weblink BMGFJ: http://www.bmgfj.gv.at/cms/site/detail.htm?thema=CH0501&doc=CMS1172233390229
19 Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oberhalb der Zuverdienstgrenze, Ausbezug etc.

Entwicklung des Leistungsbezuges nach Geschlecht (Episodenbetrachtung)

Methodik

Im Karenz(verbleibs)monitoring wird die Elternkarenzepisode über die Leistungsbezüge

Wochengeld, Karenz- oder Kinderbetreuungsgeld definiert. Gezählt werden nur solche

Personen oder Fälle, die aus dem Leistungsbezug abgegangen sind. Ein „Abgang“ ist dann

gegeben, wenn eine Bezugsunterbrechung – aus welchen Gründen auch immer19 – von

mindestens 28 Tagen vorliegt. 

Bezugsunterbrechungen, die bis zu 28 Tage dauern, werden bei der „Elternkarenzepisode“

mit dem zeitlich vorangehenden Leistungsbezug überschrieben. Kurze Lücken zwischen

Leistungsbezügen, bedingt durch Krankheit oder Aufnahme einer Kurzzeitbeschäftigung,

wie sie des Öfteren in den Datensätzen vorfindbar sind, werden durch Anwendung dieser

Glättungsregel nicht als Unterbrechung der Karenzepisode gewertet.

Die Art der Geldleistung am letzten Tag ist ausschlaggebend für die interne Klassifizierung

der Episode als Wochen-, Karenz- oder Kinderbetreuungsgeldepisode: Wurde beispiels-

weise im Anschluss an das Wochengeld Karenzgeld bezogen, zählt der gesamte Bezugs-

zeitraum als Karenzgeldepisode. 
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Wie häufig wird die Karenzzeit direkt

nach dem Wochengeldbezug ab- bzw.

unterbrochen (Episodenbetrachtung)?

Ab dem Jahr 2003 ist ein deutlicher

Rückgang der Fälle zu konstatieren, die

nach Ausschöpfung des Wochengeld-

bezuges ihre Karenzepisode beenden. Bei

einem Vergleich der Jahre 2000 und 2001

mit dem Jahr 2004 (ähnliche Abgangs-

zahlen) beträgt die Reduktion rund 50%. 

Diese Entwicklung könnte auf die verstärk-

te Inanspruchnahme der neuen Zuver-

dienstgrenzen durch Personen, die vorher

bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder

Konsumation ihres Resturlaubs aus dem

Leistungsbezug ausschieden, zurück-

zuführen sein. 

Abgänge nach der gesetzlichen Mutterschutzfrist

20 Gilt für Geburten vor der Einführung des Kinderbetreuungsgeldes mit 1.1.2002. Die Teilzeitbeihilfe erhielten unselbständig 
Beschäftigte, die die Anwartschaft für das Karenzgeld noch nicht erfüllt haben, nach dem Ende des Wochengeldbezuges.
Analog dazu wurde Selbständigen, im Anschluss an die Betriebshilfe, Teilzeitbeihilfe gewährt.

21 Diese Leistungen für BeamtInnen werden vom Dienstgeber bezahlt (und nicht von der Kranken-, Arbeitslosenversicherung 
oder dem FLAF), wodurch dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger diese Daten nicht vorliegen. 
Somit ist in der Karenzmonitoring-Datenbasis nur Kinderbetreuungsgeldbezug von BeamtInnen erfasst.

Bei der Vor- und Nachkarriere kommt keine Glättungsregel zur Anwendung. Jeder einzelne

Tag der Vor- und Nachkarriere wird eindeutig einem Status (Beschäftigung, Arbeitslosigkeit,

Out of Labour Force) zugeordnet. 

Andere Bezüge, die an der Geburt oder Betreuung eines Kindes anknüpfen, wie die

Betriebshilfe für Selbständige (Leistung anstelle des Wochengeldes) oder die Teilzeit-

beihilfe20 für Unselbständige und Selbständige (Leistung nach dem Wochengeldbezug bzw.

der Betriebshilfe in der Höhe des halben Karenzgeldes) sowie bestimmte Leistungen für

Beamtinnen (nach dem Mutterschutzgesetz oder Karenzgeldleistungen)21 werden bei die-

ser Auswertung nicht berücksichtigt. 
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Wie viele Personen haben den

gesamten Bezugszeitraum der

„Karenzregelung neu“ oder des

„Kinderbetreuungsgeldes“ aus-

geschöpft (Personenbetrachtung)?

Voraussetzung für die Auswertung des

Ausbezugs ist die Einlagerung der Quali-

fikation „Geburt“ in den Daten des Haupt-

verbandes der österreichischen Sozialver-

sicherungsträger.22 Wird diese Qualifikation

innerhalb der Karenzepisode einer Person

registriert, so ist der Ausbezug der Leis-

tung gegeben, wenn der Zeitraum zwis-

chen Geburt und Ende der Karenzepisode

mindestens 2,5 Jahre beträgt.23

Die Qualifikation „Geburt“ ist nur für rund

64% der AbgängerInnen der Jahre 2005

und 2006 eingelagert.24

Im Jahr 2006 haben 84% aller in der Aus-

wertung erfassten Personen, die ihre

Karenzepisode beendet haben, den Leis-

tungsbezug voll ausgeschöpft (Grundge-

samtheit 64% aller AbgängerInnen).

Wie viele Personen haben während

ihrer Karenzzeit die Möglichkeit einer

geringfügigen Beschäftigung bzw.

einer Beschäftigung oberhalb der

Geringfügigkeitsgrenze (GG) genutzt

(Personenbetrachtung)? 

In den Jahren 2000 und 2001 vor dem

Inkrafttreten der neuen Zuverdienst-

grenzen der „Karenzregelung Neu“ bzw.

des Kinderbetreuungsgeldes hatten rund

14% während ihrer Karenzzeit zumindest

eine Beschäftigungsepisode oberhalb der

Geringfügigkeitsgrenze. Seit dem Jahr

2002 ist der Anteil der Personen, die in

ihrer Karenzzeit (zeitweise) beschäftigt

sind, deutlich ge-

stiegen und beträgt

im Jahr 2006 rund

50%. Grund dafür

ist die Neuregelung

der Zuverdienst-

grenze, die seit ihrem Inkrafttreten mit

1.1.2002 ein Einkommen in der Höhe von

€ 14.60025 im Kalenderjahr ermöglicht.26

18

22 Die Daten des Hauptverbandes bilden zusammen mit den AMS-Daten die Grundlage für das Monitoring.
23 Für die Definition dieser Grenze war der maximale Leistungsanspruch bei der Inanspruchnahme durch eine Person aus-

schlaggebend.
24 Nicht erfasst wird beispielsweise die Geburt der Kinder von Beamtinnen oder Mitversicherten.
25 In den € 14.600 sind Sozialversicherungsbeiträge und Sonderzahlungen enthalten.
26 Bis zum 31.12.2001 waren die Zuverdienstmöglichkeiten neben dem Leistungsbezug im Wesentlichen auf geringfügige 

Beschäftigungen oder Teilzeitbeschäftigungen mit um 50% reduzierten Karenzgeldbezug beschränkt. 
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Entwicklung des entgeltlichen

unselbständigen Arbeitsvolumens

von Frauen in den ersten drei Jahren

nach der Geburt

Als Indikator des entgeltlichen Arbeitsvo-

lumens wurden für diese Analyse die Tage

in unselbständiger Beschäftigung herange-

zogen. Um eine Ähnlichkeit der Vergleichs-

gruppen herzustellen wurde die Gruppe

der Abgängerinnen aus Kinderbetreuungs-

geldbezug mit einer Bezugsdauer von rund

2,5 Jahren (KBG-Ausbezug; Gruppe 1) in

den Jahren 2004 und 2005 mit den

Abgängerinnen aus Karenzgeldbezug mit

einer Bezugsdauer von rund 1,5 Jahren27

in den Jahren 2000 und 2001 (KG-

Ausbezug; Gruppe 2) verglichen.

Für beide Gruppen wurden zum einen die

Anzahl der Tage in unselbständiger, voll-

versicherter Beschäftigung (ohne ge-

ringfügige Beschäftigung) während ihrer

Bezugsepisode (KG oder KBG) ausge-

wertet. Zusätzlich zur Beschäftigung

während der Karenzepisode wird für die

Gruppe 1 der Zeitraum von einem halben

Jahr nach Abgang aus Karenz ausge-

wertet. Für die Gruppe 2 Abgängerinnen

wurde der Nachbeobachtungszeitraum

nach Karenz auf ein Jahr ausgedehnt.

Somit wird für beide Personengruppen die

Erwerbstätigkeit im Zeitraum von etwa drei

Jahren nach Geburt eines Kindes ana-

lysiert (wobei im Durchschnitt der Ge-

samt-Zeitraum für die ausgewerteten KG-

Bezieherinnen etwas darunter liegt).

Im Ergebnis zeigt sich, dass die für den

Vergleich herangezogene Gruppe von

Karenzgeldbezieherinnen in den Jahren

2000 und 2001 einen Anteil in unselb-

ständigen Beschäftigungstagen im Zeit-

raum von etwa drei Jahren nach Geburt

des Kindes von rund 30% verzeichnen

kann, während die Gruppe der Kinderbe-

treuungsgeldbezieherinnen in den Jahren

2004 und 2005 einen Anteil von rund 16%

unselbständigen Beschäftigungstagen er-

zielen konnte.28

27 Die Karenzgeldepisoden der herangezogenen Gruppe 2 Abgängerinnen liegen hauptsächlich zwischen 1,5 und 2 Jahren mit 
einer deutlichen Konzentration auf rund 1,5 Jahre.

28 Der deutliche Vorsprung bei Beschäftigungstagen der Frauen mit KG-Bezug bleibt auch bei einem Beobachtungszeitraum von 
2,5 Jahren nach Geburt (sogar verstärkt) bestehen. Lediglich wenn der Zeitraum auf  maximal 1,5 Jahren begrenzt wird, wei
sen die KBG-Bezieherinnen (deutlich) mehr Beschäftigungstage auf. 

Zur Interpretation der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse in Zusammenhang mit den

vollversicherten Beschäftigungsverhältnissen: Es ist nicht zulässig, die geringfügig Be-

schäftigten zu den Beschäftigten oberhalb der GG zu addieren, da dies Doppelzählungen

impliziert. Die Auswertung für das Jahr 2006 zeigt, dass von den 36.765 Personen mit

zumindest einer Beschäftigungsepisode oberhalb der GG während ihrer Karenzzeit 1.936

in diesem Zeitraum auch geringfügig beschäftigt waren. 
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Resümee zur Erwerbsbeteiligung

und zum entgeltlichen

Arbeitsvolumen während der

Elternkarenz und in den ersten

Jahren nach der Geburt des Kindes

Aus den präsentierten Auswertungen

lassen sich zusammenfassend drei Kern-

aussagen gewinnen. 

1. Das 2002 eingeführte Kinderbetreu-

ungsgeld hat die – zumindest phasen-

weise – Erwerbsbeteiligung während der

Karenzzeit durch die merklich erweiterte

Zuverdienstmöglichkeit deutlich erhöht.

Rund die Hälfte der BezieherInnen ist

zumindest ein Mal während des Leistungs-

bezugs über der Geringfügigkeitsgrenze

beschäftigt. Der überwiegende Teil der Be-

zieherInnen nutzt die maximale Leistungs-

bezugsdauer von 2,5 Jahren für eine

anspruchsberechtigte Person aus; für

diese Personengruppe wird ein Anteil an

vollversicherten (unselbständigen und

selbständigen) Beschäftigungstagen von

rund 12% während der Bezugsepisode

registriert. Mit dem Kinderbetreuungsgeld

ist auch ein leichter Anstieg der Inan-

spruchnahme dieser Familienleistung durch

Männer gegenüber der Karenzgeldrege-

lung einhergegangen.

2. Die Verlängerung der maximalen

Bezugsdauer von Kinderbetreuungsgeld

gegenüber dem Karenzgeld führte aber

dazu, dass sich das gesamte entgeltliche

Arbeitsvolumen der Mütter im Zeitraum

von drei Jahren nach der Geburt des

Kindes gegenüber der alten Karenzgeldre-

gelung verringerte. Die Bezieherinnen von

Karenzgeld wiesen in der Phase von 1,5

20

Unselbständige Beschäftigung von Müttern im Zeitraum von rund 3 Jahren nach Geburt des Kindes
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bis 3 Jahren nach der Geburt eine deutlich

höhere Erwerbsbeteiligung auf als die

gegenwärtigen Kinderbetreuungsgeldbe-

zieherinnen. Auch wenn die Zuverdienst-

möglichkeit während des Bezugs von

Kinderbetreuungsgeld zunehmend genutzt

wird, reicht diese Erwerbstätigkeit bei der

empirisch gegebenen Dauer der Inan-

spruchnahme von Kinderbetreuungsgeld

nicht aus, um die Beschäftigungstage von

Frauen im Gesamtzeitraum von drei

Jahren nach Geburt des Kindes auch nur

annähernd auf das Niveau der Regelung

des „Karenzgeld-Alt“ zu bringen.

3. Die Beschäftigungsquote zum Zeitpunkt

rund drei Jahren nach Geburt des Kindes

hat sich bei Heranziehung dieser beiden

Untersuchungsgruppen seit dem Jahr

2000 nicht wesentlich verändert. Die Werte

liegen zwischen 43% und 48%, es ist –

auch angesichts verändernder wirtschaft-

licher Rahmenbedingungen – nicht ersicht-

lich, dass zwischen Karenzgeld- und

Kinderbetreuungsgeldbezieherinnen nach

drei Jahren eine signifikant andere Er-

werbsbeteiligung vorherrschen würde. Der

Wiedereinstieg der KBG-Bezieherinnen

erfolgt zwar deutlich später als bei den KG-

Bezieherinnen, der spätere Wiedereinstieg

drückt sich aber nicht in einer geringeren

Beschäftigungsquote nach drei Jahren

aus; es zeigt sich eine Konvergenz der

Beschäftigungsquoten. Wichtige Aspekte

der Erwerbsbeteiligung wie Einkommen,

Art der Tätigkeit oder Arbeitszeiten wurden

in dieser Analyse allerdings noch nicht be-

rücksichtigt.

Diese Ergebnisse sind auch in klarer Übere-

instimmung mit den Resultaten der

Registerdaten-Untersuchung von L&R

Sozialforschung (2006, S. 89; siehe Fußnote

am Beginn des Kapitels). Sie konnten unter

Anwendung der Standard-Auswertungs-

möglichkeiten des AMS Data Warehouse

herausgearbeitet werden.
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Das Erwerbskarrierenmonitoring weist für

2006 einen jahresdurchschnittlichen Be-

stand unselbständig Beschäftigter von ca.

3.094.800 aus. Dieser Wert ist deutlich

geringer als der offiziell ausgewiesene

Bestand von ca. 3,28 Mio. da im Data

Warehouse des AMS Karenz- bzw.

KinderbetreuungsgeldbezieherInnen mit

aufrechtem Dienstverhältnis sowie Prä-

senzdiener - entgegen der offiziellen

Hauptverbands-Statistik - nicht als beschä-

ftigt ausgewiesen werden. Außerdem wer-

den in den offiziellen Zahlen Beschäfti-

gungsverhältnisse gezählt, während im Er-

werbskarrierenmonitoring jeder Person zu

jedem Zeitpunkt ein eindeutiger Zustand

zugeordnet wird - die Personen werden im

Bestand also nicht mehrfach gezählt. 

Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet das

eine Zunahme des Beschäftigtenbestand-

es von rund 59.000 bzw. 1,9%. Der über-

wiegende Anteil dieser unselbständig Be-

schäftigten (86%) bezog sich auf Arbeiter-

bzw. Angestelltenverhältnisse. Daneben

waren rund 9% Beamte und ca. 3% Lehr-

verhältnisse enthalten. Etwa 1,0% bezog

sich auf durch das AMS geförderte Besch-

äftigungsverhältnisse (inkl. Lehre).

Daneben wurde ein Jahresdurchschnitts-

bestand von rund 387.800 selbständig Be-

schäftigten erfasst. Der Arbeitslosen-

bestand laut Erwerbskarrierenmonitoring29

lag bei 249.000. Unter den großen Punkt

der gesicherten erwerbsfernen Positionen

fallen vor allem Erwerbspension und

Elternkarenz.

4 Erwerbskarrierenmonitoring

4.1  Die Dynamik am österreichischen Arbeitsmarkt 2006

29 Unterschiede zu den offiziellen Arbeitslosenzahlen: Die offiziellen AL-Zahlen werden zum Stichtag sofort eingefroren, die Daten
im Erwerbskarrierenmonitoring (EKM) werden hingegen regelmäßig nachgerechnet. Rückwirkende Änderungen werden also 
berücksichtigt. Zusätzlich werden Unterbrechungen von unter 29 Tagen im EKM nicht berücksichtigt und erhöhen damit die 
ausgewiesene Arbeitslosigkeit.
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Neben der üblichen Bestandsauswertung

ist im Erwerbskarrierenmonitoring aber

auch eine personenbezogene Betrachtung

möglich. So waren im Jahr 2006 rund

3.719.000 Personen mindestens einen Tag

lang (über der Geringfügigkeitsgrenze)

unselbständig beschäftigt. Im Vergleich

zum Vorjahr bedeutet das einen Anstieg

um ca. 55.300 bzw. 1,5%. Ca. 55% der un-

selbständig beschäftigten Personen waren

Männer, der Anstieg fiel jedoch bei den

Frauen mit 2,0% wesentlich deutlicher aus.

Diese Betrachtung erlaubt auch eine

Berechnung des personenbezogenen

Arbeitskräftepotentials, das alle Personen

umfasst, die im Jahr 2006 am Arbeitsmarkt

in Erscheinung getreten sind. 765.500 der

unselbständig beschäftigten Personen

waren unter 25 Jahre alt, das entspricht

einem Anteil von 21%. Rund 52% der

Personen waren im Haupterwerbsalter

zwischen 25 und 44 Jahren und 1.038.500

der beschäftig-

ten Personen

waren im Alter

von mindest-

ens 45 Jahren.

Mit +5,0% stieg

die Zahl der

unselbständig beschäftigten Personen in

der Kohorte 45+, während sie in der

Altersgruppe der 25-44-Jährigen mit

+0,1% nur geringfügig anstieg.

Das Volumen der unselbständigen Beschäf-

tigungstage lag im Jahr 2006 bei über 1,13

Mrd. Tagen. Das bedeutet pro Person

durchschnittlich 304 Tage. Jene Personen

also, die im Jahr 2006 zumindest ein

Beschäftigungsverhältnis aufwiesen, stan-

den den Großteil

des Jahres - näm-

lich ca. 10 Monate -

in Beschäftigung.

Etwa 2.336.300 Per-

sonen - das entspricht

einem Anteil von etwa

63% aller unselbstän-

dig beschäftigten Per-

sonen - standen das

ganze Jahr durchge-

hend in Beschäfti-

gung. 

24
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Bei den durchgehend beschäftigten

Personen lag der Anteil der über 45jähri-

gen bei rund 37%, in der Altersgruppe

unter 25 Jahren bei ca. 9%.

Im Jahr 2006 wurden ca. 1.469.000 un-

selbständige Beschäftigungsverhältnisse

beendet. Ca. 57% dieser Abgänge entfie-

len auf Männer. Insgesamt dauerten diese

beendeten Beschäftigungsepisoden durch-

schnittlich 543 Tage - also ca. 18 Monate.

Die Verteilung ist aber nicht gleichmäßig.

So dauerten 21% dieser Beschäftigungs-

verhältnisse nicht länger als 28 Tage und

62% dauerten kürzer als ein halbes Jahr.

24% aller unselbständigen Beschäft-

igungsverhältnisse hatten bei ihrer Been-

digung länger als 1 Jahr gedauert.

Die durchschnittliche Dauer der im Jahr

2006 beendeten Beschäftigungsepisoden

lag bei den Frauen mit 564 Tagen über

jener der Männer (527 Tage). Große

Unterschiede gab es naturgemäß nach

dem Alter. Während die Beschäftigungs-

verhältnisse der unter 25-jährigen

Personen 161 Tage gedauert hatten, lag

die Dauer bei den über 45-jährigen bei

etwa 1.300 Tagen.

Dauer unselbständiger Beschäftigungverhältnisse 2006
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Interessant ist auch die Betrachtung der

Beschäftigungsdauern nach Wirtschafts-

klassen. Deutlich am kürzesten dauerten

Beschäftigungsepisoden mit 153 Tagen im

Primärsektor - am längsten hingegen im

Produktionssektor. Hier endete ein Beschäf-

tigungsverhältnis nach durchschnittlich

646 Tagen. Im Dienstleistungssektor lag

die Dauer der beendeten Beschäftigungen

mit 540 Tagen genau im Durchschnitt.

Spitzenreiter waren das Kredit- und

Versicherungswesen (1.180 Tage), die

Energie- und Wasserversorgung mit 1.067

Tagen, die öffentliche Verwaltung mit 986

Tagen, exterritoriale Organisationen mit

956 Tagen sowie private Haushalte mit 934

Tagen. Neben der Land- und Forstwirt-

schaft (153 Tage) dauerten die Beschäfti-

gungsepisoden im Fremdenverkehr (225

Tage) am kürzesten.

Auf fast 50% dieser 1.469.000 im Jahr

2006 beendeten unselbständigen Be-

schäftigungsepisoden folgte eine erwerbsfer-

ne Position (OLF). Darunter fallen unter

anderem 4% Wechsel in die Elternkarenz,

sowie 3,4% Übergänge in die Pension. Die

Wechsel in eine Episode der Elternkarenz

entfielen naturgemäß hauptsächlich auf

die Frauen, weshalb der generelle Anteil

der Wechsel in eine erwerbsferne Position

bei den Frauen mit 54% deutlich höher ist

als bei den Männern (46%). In 22% der

Fälle gelang den Personen ein direkter

Übertritt in ein anderes Beschäftigungs-

verhältnis (darunter in 2,8% der Fälle in die

Selbständigkeit). Dieser Anteil war bei den

Männern etwas höher (24%). Die restli-

chen 29% der Beschäftigungsbeendigun-

gen hatten eine Vormerkung beim AMS zur

Folge, wobei das in stärkerem Maße auf

Männer zutraf.

26

Dauer unselbständiger Beschäftigungsverhältnisse im Jahr 2006
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In Kärnten folgte auf die Beendigung einer

unselbständigen Beschäftigung in 38%

aller Fälle eine Vormerkung beim AMS. In

Wien lag dieser Anteil bei nur 25%. Auf der

anderen Seite war in Wien der Anteil der

direkten Beschäftigungsaufnahmen aus

einer unselbständigen Beschäftigung her-

aus mit 26% am höchsten. Der Anteil der

unmittelbaren Beschäftigungswechsel war

bei den AusländerInnen mit 16% deutlich

niedriger als bei österreichischen Staats-

bürgerInnen (23%), was auf den hohen

Anteil an Saisonbeschäftigung der Aus-

länderInnen zurückzuführen ist.

Auf der anderen Seite wurden im Jahr 2006

rund 1.538.500 unselbständige Beschäfti-

gungsverhältnisse aufgenommen.  

Der Großteil dieser

Beschäftigungs-

aufnahmen - näm-

lich 46% - erfolgte

aus einer erwerbs-

fernen Position

(OLF) heraus. Da-

runter fielen 5%

Wechsel aus einer

geringfügigen Be-

schäftigung, sowie

ca. 3% Wechsel

aus einer Eltern-

karenzepisode.

Nachdem sich die Beschäftigungsaufnah-

men aus der Karenz heraus auf die Frauen

konzentrierten, war auch der generelle

Anteil der Wechsel aus einer erwerbsfer-

nen Position bei den Frauen (51%) deut-

lich höher als bei den Männern (41%).

Aber auch die meisten Wechsel von einer

geringfügigen in eine unselbständige Be-

schäftigung entfielen auf Frauen. In etwa

34% der Fälle lag eine Vormerkung beim

Arbeitsmarktservice vor der Beschäf-

tigungsaufnahme. Hier war der Anteil bei

den Männern höher (36%). In ca. 21% der

Fälle gelang den Personen ein direkter

Wechsel des Beschäftigungsverhältnisses.

Wege aus unselbständiger Beschäftigung 2006
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Der Anteil der Beschäftigungsaufnahmen

aus einer erwerbsfernen Position heraus

war in Vorarlberg (51%) und dem Burgen-

land (49%) am größten. Am geringsten war

dieser Anteil in Kärnten (39%). Nach

Altersgruppen betrachtet stieg der Anteil

der direkten Übergänge von einem Be-

schäftigungsverhältnis in ein anderes bis

zum Alter von 40 Jahren deutlich an um

dann wieder leicht nachzulassen. Bei den

35- bis 39jährigen erfolgten 28% aller

Beschäftigungsaufnahmen direkt aus einer

Beschäftigung heraus – bei den unter

25jährigen waren es lediglich 15%.

Bei 556.800 der Beschäftigungsaufnah-

men im Jahr 2006 handelte es sich um

Wiedereinstellungen. Das heißt bei rund

36% der Zugänge in ein Beschäftigungs-

verhältnis waren die Personen im Jahr

zuvor schon einmal

bei diesem Dienst-

geber beschäftigt

gewesen.

Im Jahr 2006 gab

es rund 940.000

Zugänge in die

Arbeitslosigkeit

(Beginn einer Ar-

beitslosigkeitsepi-

sode). Im Großteil

der Fälle - näm-

lich 46% - stan-

den die Personen

vor Beginn der Arbeitslosigkeit in einem

Beschäftigungsverhältnis. Nur ein sehr

kleiner Teil davon (nicht einmal 1%) bezog

sich dabei auf eine vom AMS geförderte

Beschäftigung und ein weiteres Prozent

betraf eine selbständige Beschäftigung.

Weitere 38% befanden sich vor der

Arbeitslosigkeit in irgendeiner erwerbsfer-

nen Position (OLF). Der Anteil der Zu-

gänge aus der Karenz lag bei den Frauen

bei 3,5% (insgesamt 1,6%). Interessant ist

außerdem, dass der Anteil der Zugänge

aus einer unselbständigen Beschäftigung

bei den Frauen (41%) unterdurchschnitt-

lich ist, während mehr Frauen (20%) als

Männer aus einer Qualifikationsmaßnahme

des AMS in die Arbeitslosigkeit zugehen.

28
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Auf der anderen Seite wurden im Jahr

2006 rund 965.600 Abgänge aus der

Arbeitslosigkeit (Beendigungen von Arbeits-

losigkeitsepisoden), mit einer durchschnitt-

lichen Arbeitslosigkeitsdauer von 99 Tagen

verzeichnet. In mehr als der Hälfte der

Fälle (52%) nahmen die Personen an-

schließend ein Beschäftigungsverhältnis

auf. Während der Weg für 28% in eine

erwerbsferne Position führte und 20% von

der Arbeitslosigkeit in eine Schulungsmaß-

nahme des AMS wechselten.

Hinter den Bestandsveränderungen stehen

sehr große Bewegungen: Der Bestand

unselbständig Beschäftigter stieg von

3.036.000 Ende 2005 auf 3.095.000 Ende

2006, wie auch die folgende Grafik ver-

deutlicht.

Arbeitsmarktdynamik 2006
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Jährlich werden in Österreich rund 1,5

Millionen Arbeitsplätze neu besetzt. Ge-

messen am durchschnittlichen Bestand an

Arbeitplätzen bedeutet dies, dass inner-

halb eines Jahres beinahe jeder zweite

Arbeitplatz vergeben wird. Die Besetz-

ungen von vakanten Stellen erfolgt zum

einen Teil durch Neuzugänge zum öster-

reichischen Arbeitsmarkt wie zum Beispiel

SchulabgängerInnen oder neu nach Öster-

reich zugewanderte Personen30. Im Jahr

2006 hatten diese Neuzugänge mit 137.000

Personen einen Anteil von knapp neun

Prozent aller Beschäftigungsaufnahmen.

Zu einem weiteren Teil nehmen Arbeit-

nehmerInnen nach einer - meist saisonal

bedingten - Pause ihren angestammten

Arbeitsplatz wieder auf. Bei diesen

Wiedereinstellungen handelt es sich

streng genommen also um keine Neu-

besetzung. Im Jahr 2006 hatten diese

Wiedereinstellungen mit 556.755 immerhin

einen Anteil von etwas mehr als 36% aller

Stellenbesetzungen. Bei der dritten und mit

55% mit Abstand größten Gruppe von

Stellenbesetzungen handelt es sich um

Arbeitsplatzwechsel von bereits zuvor am

österreichischen Arbeitsmarkt (mehr oder

weniger) etablierten Personen. Innerhalb die-

ser Gruppe bleibt noch zu unterscheiden, ob

der Beschäftigungswechsel unmittelbar erfolgt

ist, oder ob zwischen den beiden Arbeitslätzen

eine Pause in Form von vorgemerkter

Arbeitslosigkeit oder Zeiten außerhalb des

Erwerbssystems lag. 

Im folgenden Artikel werden anhand der

Direktwechsel und der Arbeitsplatzwechsel

mit dazwischen liegender Arbeitslosigkeits-

pause des Jahres 2006 Möglichkeiten auf-

gezeigt, wie  mit Hilfe des „Erwerbskarrie-

renmoduls“ des Data Warehouse die

Dynamik des österreichischen Arbeits-

marktgeschehens näher beleuchtet wer-

den kann. 

30

30 Zum Thema Neuzugang zum Arbeitsmarkt 2006 vgl. auch den entsprechenden Beitrag in der BMWA - Broschüre „Der
Arbeitsmarkt 2006“ S. 10 ff

4.2 Arbeitsplatz- und Branchenwechsel am österreichischen Arbeitsmarkt
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Der unmittelbare Wechsel des

Beschäftigungsverhältnisses

Von den 1.538.511 Neubesetzungen von

Arbeitsplätzen des Jahres 2006 erfolgten

277.596 (das waren 18% aller Beschäf-

tigungsaufnahmen) unmittelbar von einem

Beschäftigungsverhältnis zum nächsten.

Wenig überraschend scheint die Tatsache,

dass durchschnittliche Beschäftigungs-

dauer und Häufigkeit von Beschäftigungs-

wechsel sehr unterschiedlich auf Branchen

verteilt sind. So finden direkte Beschäf-

tigungswechsel überdurchschnittlich oft in

den männlich dominierten Bereichen wie

Bau, Arbeitskräfteüberlassung und dem

Verkehrswesen statt. In der Folge waren

auch mit 167.403 rund 60% aller Direkt-

wechsel des Jahres 2006 auf Männer

zurückzuführen. Die durchschnittliche

Beschäftigungsdauer vor dem Wechsel hat

bei Männern 618 Tage betragen. Frauen

bleiben hingegen im Durchschnitt länger

bei ein und demselben Arbeitgeber. Bei

den 110.193 Arbeitsplatzwechseln von

Frauen des Jahres 2006 hat die davorlie-

gende Beschäftigungsdauer im Durch-

schnitt immerhin 649 Tage betragen. 

Bei 59% aller unmittelbaren Arbeitsplatz-

wechsel von unselbständig Beschäftigten

(163.532 Fälle) wechseln die Arbeitskräfte

mit dem Arbeitsplatz auch die ursprüngli-

che Branche. Besonders hohe Abwander-

ungsraten haben vor allem die Branchen

des Produktionssektors. So wandern z.B.

im Fahrzeugbau und im Gummi- und

Kunststoffbereich im Zuge eines unmittel-

baren Arbeitsplatzwechsels beinahe 90%

aller Arbeitskräfte aus der Branche ab.

Aber auch im Maschinenbau, in der Glas-

erzeugung und im Chemiebereich gehen

im Zuge des Beschäftigungswechsels

mehr als 85% aller Arbeitskräfte der jewei-

ligen Branche verloren. Im Durchschnitt

wechselte 2006 rund die Hälfte der Ab-

gänge aus den Branchen des Produk-

tionssektors in den Dienstleistungsbereich.

Starke Aufnahmebranchen bilden hier vor

allem der Handel und das Realitätenwesen

/ unternehmensbezogene Dienste. So fin-

den z.B. 31% aller unmittelbaren Beschäf-

tigungswechsel aus dem Bereich Leder-

erzeugung und -verarbeitung in den

Handel statt, im Chemiebereich sind es

27%, bei der Herstellung von Textilwaren

23% und im Nahrungsmittelbereich 21%.

In 9.160 Fällen wechselten 2006 Arbeit-

nehmerInnen vom Produktionsbereich zum

Realitätenwesen / unternehmensbezoge-

ne Dienste. 

Besonders stark ist die Abwanderung von

den EDV-Geräte erzeugenden Unterneh-

men (24% aller Fälle). Hier sind die

Aufnahmeunternehmen vor allem die Hard-

und Softwarebetriebe des tertiären Sektors.
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Überdurchschnittliche hohe Wan-

derungsquoten vom Produkt-

ionsbereich zu den unterneh-

mensbezogenen Diensten haben

darüber hinaus auch der Fahr-

zeugbau (23% aller Direktwech-

sel), die Papiererzeugung (20%),

der Maschinenbau (19%) und

die metallerzeugenden bzw. -

verarbeitenden Betriebe (18%).

In diesen Fällen findet die

Wanderung zu einem hohen

Anteil zu den Arbeitskräfteüber-

lassern statt. Insgesamt haben

im Jahr 2006 in knapp 10.000

Fällen ArbeitnehmerInnen ihre

vorherige Branche verlassen um

unmittelbar danach bei einer

Überlassungsfirma ein neues

Beschäftigungsverhältnis zu be-

ginnen. Allerdings dürfte der

Verbleib hier auch nicht allzu

lange sein - liegt doch die durch-

schnittliche Beschäftigungs-

dauer bei diesen Firmen mit

142,5 Tagen beinahe nur bei

einem Viertel des gesamtwirt-

schaftlichen Durchschnitts von

543 Tagen (jeweils 2006). Über-

durchschnittlich hohe Branchen-

loyalität weisen hingegen sai-

sondominierte Bereiche wie der

Bau, der Fremdenverkehr, das

Verkehrswesen, die Landwirt-

schaft und der Handel auf. Hier

bleiben im Zuge eines allfälligen

(direkten) Arbeitplatzwechsels

zumindest mehr als 45% der

32
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Branche treu, im Tourismus sind es sogar

knapp 56% und im Bauwesen 52%. 

Beschäftigungswechsel mit 

dazwischen liegender Vormerkung

beim Arbeitsmarktservice

Nicht immer gelingt ein Beschäftigungs-

wechsel von einem Dienstgeber (einer

Dienstgeberin) zum(r) nächsten reibungs-

los. So lag im Jahr 2006 mit 521.075 Fällen

(34% aller Beschäftigungsaufnahmen) im

Vergleich zu den Direktübergängen beinahe

doppelt so oft eine Episode der Vormerkung

beim Arbeitsmarktservice vor einem neuen

Beschäftigungsverhältnis. Bereinigt um die

Wiedereinstellungen beim selben Dienst-

geber reduziert sich diese Zahl allerdings

auf 300.479.

Davon waren 129.554 dieser Übergänge in

unselbständige Beschäftigung (43%) auf

Frauen zurückzuführen und 170.925 auf

Männer.

Mit einem Gesamtanteil von 48% waren

beinahe die Hälfte aller Fälle mit Beschäf-

tigungsaufnahmen aus Vormerkung (ohne

Wiedereinstellungen) zuvor entweder im

Handel (16,7%), im Fremdenverkehr (15,6%)

oder im Bauwesen (15,4%) tätig31. Der

größere Teil kehrt bei dieser Gelegenheit

der ursprünglichen Branche den Rücken.

So nehmen ehemalige Beschäftigte aus

Handelsbetrieben nach einer Vormerk-

episode beim AMS lediglich zu 33% wieder

eine Beschäftigung in dieser Branche auf.

22% wandern zum Realitätenwesen /

unternehmensbezogene Dienste, 8,2%

zum Fremdenverkehr und weitere 5,5%

zum Verkehr- und Nachrichtenwesen.

Ehemalige Beschäftigte des Bauwesens

(ohne Wiedereinstellungen) kehren nach

der Vormerkung zu 38% wieder zu Bau-

betrieben zurück, 23% beginnen jedoch

ein Beschäftigungsverhältnis bei Betrieben

des Realitätenwesens / unternehmensbe-

zogene Dienste, 11,3% bei Handelsbetrie-

ben und weitere 5,3% bei Unternehmen

des Verkehr- und Nachrichtenwesen. Der

Tourismus zeigt mit einer (Branchen-) Ver-

bleibsquote von 48,9% eine überraschend

hohe Branchentreue der ArbeitnehmerInnen.

13,8% wandern nach einer Arbeitslosig-

keitsepisode zum Realitätenwesen / unterneh-

mensbezogene Dienste und weitere 11,8% in

den Handel. Die hohe Branchenloyalität im

Fremdenverkehr lässt keinen Schluss auf

die Zufriedenheit der Beschäftigten zu. Die

durchschnittliche Dauer einer Beschäf-

tigungsepisode liegt in dieser Saisonbranche

mit 219 Tagen am unteren Ende aller

Branchen. Im Fremdenverkehr wird also oft

der Arbeitgeber gewechselt, allerdings

bleiben die Arbeitskräfte dabei auch über-

durchschnittlich oft innerhalb der Branche.

31 Rechnet man die Wiedereinstellungen mit ein, waren es sogar 55,3%.
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Schlussfolgerungen und Ausblick

In der vorliegenden Arbeit wurden im

Rahmen des Erwerbskarrierenmonitorings

beispielhaft einige Auswertungsmöglich-

keiten im Hinblick auf die Dynamik des

Betriebs- und Branchenwechsels aufge-

zeigt. Ob der jeweilige Wechsel aus

gesamtökonomischer Sicht als sinnvoll

angesehen werden kann, kann in diesem

Rahmen (noch) nicht beurteilt werden.

Einerseits geht mit dem Wechsel der

„alten“ Branche eine entsprechende

Arbeitskraft mit den erworbenen betriebs-

und branchenspezifischen Kenntnissen

verloren. Dies ist besonders im Zusam-

menhang mit dem gegenwärtig diskutier-

ten Fachkräftemangel eine nicht zu ver-

nachlässigende Größe. Andererseits kann

die gesamtwirtschaftliche Produktivität

durch die bestmögliche Verteilung der

Ressource Arbeitskraft optimiert werden.

Als Indikator hierfür könnten die im Zuge

des Wechsels erzielten Einkommensver-

änderungen herangezogen werden. Die

entsprechenden Informationen werden

gegenwärtig in das Erwerbskarrierenmodul

des Data Warehouses aufgenommen.

Damit sollten in Zukunft auch diese Asp-

ekte etwas näher beleuchtet und analysiert

werden können.

4.3 Der Dienstleistungsscheck im 
Monitoring 

Einleitung

Der Dienstleistungsscheck dient ab

1.1.2006 zur Entlohnung für (maximal auf

einen Monat) befristete Arbeitsverhältnisse

zwischen ArbeitnehmerInnen und natürli-

chen Personen für die Erbringung von ein-

fachen haushaltstypischen Dienstleist-

ungen in Privathaushalten, sofern die

Entlohnung bei der einzelnen Arbeit-

nehmerIn nicht über der monatlichen

Geringfügigkeitsgrenze liegt. Die rechtliche

Grundlage bildet das Dienstleistungs-

scheckgesetz (DLSG) BGBl Nr. 45/2005

i.d.f. BGBl Nr. 114/2005.

Im Rahmen dieses Beitrages werden ein-

gangs die Eckdaten der Dienstleistungs-

scheckstatistik für das Jahr 2006 darge-

stellt. Im Anschluss erfolgt eine Analyse

des Erwerbstatus der DienstnehmerInnen,

den diese parallel zu deren Beschäftigung

mittels Dienstleistungsscheck hatten.

Abschließend werden die Ergebnisse einer

Sonderauswertung zum Erwerbstatus der

DienstgeberInnen zusammengefasst. Die

Auswertungen zum Dienstleistungsscheck

(amb_dls) befinden sich im Erwerbs-

karrierenmonitoring (EKM) und umfassen

ausschließlich Daten zu eingelösten

Dienstleistungsschecks. Die Verkaufsstatistik

wird von der Versicherungsanstalt für Eisen-

bahnen und Bergbau (VAEB) erstellt. Dem-

nach wurden im Jahr 2006 Dienstleistungs-

schecks im Wert von EUR 997.432 verkauft.

34
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Eckdaten der eingelösten

Dienstleistungsschecks im Jahr 200632

Im Jahr 2006 haben 2.058 Dienstnehmer-

Innen Dienstleistungsschecks im Wert von

insgesamt EUR 949.358 eingelöst. Im

besagten Zeitraum wurden Dienstleis-

tungsschecks von 1.637 Frauen im Wert

von EUR 835.631 und von 421 Männern

im Wert von EUR 113.727 eingelöst. Rund

80% der gesamten DienstnehmerInnen

waren somit Frauen. 

Der Dienstleistungsscheck wurde vorwie-

gend für inländische DienstnehmerInnen

(1.798 oder 87%) in Anspruch genommen.

Von den 261 (13%) AusländerInnen waren

19% (49)  aus den EU 15, 17% (44) aus

den EU 10, 7% (17) aus den EU 2

(Bulgarien und Rumänien) und 9% (24) aus

Bosnien-Herzegowina. 

Diese DienstnehmerInnen waren bei 2.308

DienstgeberInnen tätig. Von den 2.30833

DienstgeberInnen hatten 2.288 im Jahr

2006 eine DienstnehmerIn, 75 Dienst-

geberInnen zwei DienstnehmerInnen, 6

DienstgeberInnen 3 DienstnehmerInnen

und 1 DienstgeberIn vier Dienstnehmer-

Innen oder darüber mittels Dienstleis-

tungsscheck beschäftigt.

Nach dem Alter betrachtet ist der Großteil

(50%) der DienstnehmerInnen in Höhe von

1.030 in der Altersgruppe der 25- bis unter

45-Jährigen zu finden. Innerhalb dieser

Altersgruppe sind die meisten Dienst-

leistungsscheckbezieherInnen (300) im

Alter zwischen 35 und unter 40 Jahren. Ein

ebenfalls verhältnismäßig hoher Anteil

(787 DienstnehmerInnen oder 38%)

gehören der Altersgruppe der über 45-

Jährigen an. 263 DienstnehmerInnen

(13%) entfallen auf die Altersgruppe der

unter 25-Jährigen. 

19 DienstnehmerInnen haben im Jahr

2006 die Geringfügigkeitsgrenze bereits

überschritten und wurden damit automa-

tisch in die Kranken- bzw. Pensionsver-

sicherung einbezogen. 

Beschäftigung mittels

Dienstleistungsscheck nach 

geografischen Gesichtspunkten

Auf Bundesländer verteilt wurden in

Niederösterreich mittels Dienstleistungs-

scheck die meisten 423 Dienstnehmer-

Innen beschäftigt - gefolgt von der

Steiermark mit 404, Wien mit 357 und

Oberösterreich mit 355 Dienstnehmer-

Innen. Die Ergebnisse einer Auswertung,

bei der die Anzahl der DienstnehmerInnen

mit der Region der Dienstgeber auf Ebene

der Regionalen Geschäftsstellen gekreuzt

wurde, haben gezeigt, dass der von den im

Jahr 2006 insgesamt 2.058 Dienstleist-

ungsscheckbezieherInnen 17,3% (357) in

Wien beschäftigt waren, 8,6% (178) in

Graz, 4,8% (99) in Linz, 3,9% (80) in

Salzburg, 2,9% (60) in Innsbruck, 2,6%

(54) in St. Pölten und 2,5% (52) in

Klagenfurt. In den Landeshauptstädten

Bregenz und Eisenstadt waren 17 (0,8%)

bzw. 14 (0,7%) Dienstleistungsscheck-

bezieherInnen beschäftigt. 

32 Abfrage der Daten vom 14.5.2007, amb_dls
33 Die Dienstgebersumme ergibt eine höhere Zahl (o.a. Zahlen aufsummiert ergeben 2.308), da es sich um eine personenbezo-

gene Datenauswertung in einer Zeitraumbetrachtung (hier: Jahr 2006) handelt und eine Mehrfachnennung (ein DG beschäf-
tigt mehrere DN und umgekehrt) damit nicht ausgeschlossen werden kann.
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Vergleicht man die ersten beiden Quartale

der Jahre 2006 und 2007 lässt sich ein

positiver Trend feststellen: Die Anzahl der

DienstnehmerInnen, welche den Dienst-

leistungsscheck in Anspruch nehmen ist im

1. Quartal 2007 gegenüber 2006 um +717

(bzw. +85,8%) von 836 auf 1.553 gestie-

gen. Der Großteil davon entfällt wiederum

auf Frauen (1.277 im Jahr 2007 gegenüber

692 im Jahr 2006; +585 bzw. +84,5%).

Auch im 1. Quartal 2007 überwiegen  nach

wie vor die inländischen Dienstleistungs-

scheckbezieherInnen in Höhe von 1.350

(+610 bzw. +82,4%) gegenüber den aus-

ländischen mit 203 (+107 bzw. +111,5%).

Ähnlich hat sich die Anzahl der Dienst-

geberInnen im Vergleich zum Vorjahres-

quartal entwickelt und ist somit um +818

bzw. 87,8% auf 1.750 DienstgeberInnen

gestiegen.

Analyse des Erwerbstatus der

DienstnehmerInnen und der

DienstgeberInnen

Der Erwerbstatus der DienstnehmerInnen

(kurz: E-Status DN) entspricht dem Ver-

sicherungsstatus der DienstnehmerInnen

laut Hauptverband der österreichischen

Sozialversicherungsträger, welcher im

Dienstleistungsscheckwürfel ungefähr mit

einer 3-monatigen Verzögerung nacher-

fasst wird.  

Im Jahresdurchschnitt 2006 waren 70,5%

(1.451) der gesamten Dienstleistungs-

scheck-BezieherInnen neben ihrer Be-

schäftigung mittels Dienstleistungs-

scheck im Rahmen eines geringfügigen

Beschäftigungsverhältnisses tätig. Während

16,1% (331) der DienstnehmerInnen arbeitslos 

36

Anzahl der DienstleistungsscheckbezieherInnen in den Landeshauptstädten im

Jahresdurchschnitt 2006
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vorgemerkt waren, waren 15,1% (310) un-

selbständig beschäftigt. 6,6% (135) der

DienstnehmerInnen befanden sich in einer

gesicherten erwerbsfernen Position (vor

allem Pensionisten, Kinderbetreuungs-

geldbezieherInnen) und 3,2% (66) in einer

AMS-Maßnahme bzw. in einer sonstigen

erwerbsfernen Position (Ausbildung, sons-

tige Versicherungszeiten, Versicherungs-

lücken). Lediglich 1,3% (26) der Dienst-

nehmerInnen waren selbständig tätig. 

Betrachtet man die Altersstruktur der

DienstleistungsscheckbezieherInnen im

Jahr 2006 nach dem Erwerbstatus der

DienstnehmerInnen, zeigt sich folgendes:

17,4 % der Dienstleistungsscheckbezieher-

Innen mit dem Erwerbstatus Unselbstän-

dige Beschäftigung waren im Jahr 2006

der Altersgruppe der 35-Jährigen bis unter

40-Jährigen zuzuordnen. Ähnlich verhält

sich die Altersaufteilung bei Dienstleis-

tungsscheckbezieherInnen mit dem Er-

werbstatus Arbeitslosigkeit - hier waren

16,0% der als arbeitslos vorgemerkten

BezieherInnen ebenfalls in dieser Alters-

gruppe. Von den insgesamt 26 Dienst-

leistungsscheckbezieherInnen, die einer

selbständigen Tätigkeit nachgingen, waren

23,1% der BezieherInnen der Altersgruppe

der 45- bis unter 50-Jährigen zugehörig.

Von den 66 Dienstleistungsscheckbe-

zieherInnen mit dem Erwerbsstatus AMS-

Qualifikation waren 21,2% zwischen 50-

und unter 55 Jahren alt. 1.451 DLS-

BezieherInnen hatten den Erwerbstatus

Geringfügige Beschäftigung - innerhalb

dieser Gruppe waren 14,9% in der Alters-

gruppe der 40- bis unter 45-Jährigen. 

135 DienstnehmerInnen kamen aus einer

gesicherten erwerbsfernen Position - in

diesem Segment waren 17,8% im Alter

zwischen 60- und unter 65-Jahren mittels

Dienstleistungsscheck beschäftigt. Die

DienstnehmerInnen aus einer sonstigen er-

werbsfernen Position verteilten sich mit

jeweils 16,7% auf die Altersgruppen der

45- bis unter 50 Jährigen und der 50- bis

unter 55-Jährigen. Beim Erwerbstatus HV-

Vormerkung waren von den insgesamt 42

DienstnehmerInnen 21,4% im Alter zwi-

schen 55 und unter 60 Jahre.

Neben dem Erwerbstatus der Dienstnehmer-

Innen wurde auch der Erwerbstatus der

DienstgeberInnen (kurz: E-Status DG), der

die Position des Dienstgebers am Arbeits-

markt angibt, mittels einer Sonderauswer-

tung (Daten von Ende April 2007) festge-

stellt. Von den DienstgeberInnen stellten am

häufigsten ArbeiterInnen und Angestellte

(830 bzw. 36,0%) einen Dienstleistungs-

scheck aus, gefolgt von PensionistInnen

(633 bzw. 27,5%), Selbständigen im enge-

ren Sinn (207 bzw. 9,0%) und BeamtInnen

(171 bzw. 7,4%). Die Analyse des Ge-

schlechts der DienstgeberInnen in den

zuvor angeführten Stati ergibt, dass Frauen

sowohl als DienstgeberInnen als auch als

DienstnehmerInnen im Jahr 2006 über-

durchschnittlich vertreten waren. Ausge-

nommen sind hier allerdings Selbständige -

dort gab es im Jahr 2006 mehr männliche

Dienstgeber (111) als weibliche (96).
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Verteilung der DLS DienstgeberInnen nach Erwerbstatus und Geschlecht im

Jahresdurchschnit 2006
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5 Betriebsmonitoring

5.1 Neue Dimension im Betriebsmonitoring - Die Dauer des 

Beschäftigungsverhältnisses

Im Zuge der DWH-Erweiterungen wurde nunmehr die neue Dimension "DV Dauer" (Dauer

eines Beschäftigungsverhältnisses) ins Betriebsmonitoring integriert. Diese Dimension ent-

hält die Episodendauer eingeteilt in Kategorien. Die kleinste Kategorie weist Dienstverhält-

nisse mit einer Dauer von lediglich "1 Tag", die größte Kategorie jene mit einer Dauer "über

5 Jahre" aus. Zur Verhinderung von Verzerrungen bleiben bei dieser Dimension admini-

strative Umbuchungen, d. s. Änderung des Betriebskontos ohne dass tatsächlich eine

Änderung des Beschäftigungsverhältnisses vorliegt, unberücksichtigt. 

Im Folgenden werden beispielhaft Auswertungsergebnisse bezüglich extrem kurzer

Beschäftigungsverhältnisse im Jahr 2006 dargestellt: Auf Grund der geringen Dauer wirken

sich derartige Dienstverhältnisse im Vergleich zu länger andauernden nur sehr gering auf

den Beschäftigtenbestand aus. So waren im Jahresdurchschnitt 2006 lediglich 1.734 bzw.

0,05% aller unselbständig Beschäftigten weniger als 3 Tage beschäftigt. Das tatsächliche

Ausmaß von kurzfristigen Beschäftigungsverhältnissen ist jedoch erst durch die Kennzahl

"Anzahl Anmeldungen" ersichtlich. So wurden im Jahr 2006 426.205 Fälle von Anmel-

dungen zur Beschäftigung registriert, deren Dauer nicht länger als 3 Tage war. Das bedeu-

tet, dass nahezu ein Fünftel (19,2%) aller Anmeldungen zur unselbständigen Beschäftigung

in diese Kategorie fallen. 197.307 Anmeldungen sind auf Frauen und 228.898 auf Männer

zurückzuführen. 

Im Vergleich mit dem Jahr 2000 nahm die Anzahl der Kurzzeitbeschäftigungsverhältnisse

um 13,7% bzw. 51.501 zu. Während in diesem Zeitraum diese Beschäftigungsform sowohl

im Primär- (+45,7%) als auch im Dienstleistungssektor (+19,5%) zugenommen hat, ist sie

indessen im Produktionssektor um 27,6% zurückgegangen. 2006 fanden mehr als vier

Fünftel (82,2% bzw. 350.144) dieser Anmeldungen im Dienstleistungssektor statt.

Kurzzeitige Beschäftigungsverhältnisse sind dabei vor allem in Branchen anzutreffen, die

sehr kurzfristige Auslastungsschwankungen aufweisen. So verzeichnete 2006 der

Fremdenverkehr mit 93.551 Anmeldungen knapp 22% aller Beschäftigungsverhältnisse mit

einer Dauer bis zu drei Tagen, im Realitätenwesen/Unternehmensbezogene Dienste waren

es 75.547 und bei der Erbringung von sonstigen öffentlichen und persönlichen

Dienstleistungen 68.380. Diese drei Branchen verzeichnen damit mehr als zwei Drittel

(67,8%) aller Kurzzeitbeschäftigungsverhältnisse des Dienstleistungsbereichs.
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Das Betriebsmonitoring umfasst arbeits-

marktrelevante Informationen zu - beim

Hauptverband gemeldete - Dienstgeber-

konten mit Beschäftigten ab dem Jahr 2000.

Im Gegensatz zum Erwerbskarrieren- und

Verbleibsmonitoring wird im Betriebsmoni-

toring das Arbeitsmarktgeschehen aus der

Sicht der Unternehmungen dargestellt.

Beispielsweise sind Auswertungen hin-

sichtlich branchenspezifischem An- und

Abmeldeverhalten bzw. Beschäftigungs-

strukturen möglich.

Oberste Zielsetzung der aktiven Arbeits-

marktpolitik ist die Verhütung und Beseit-

igung von Arbeitslosigkeit. Angesichts der

verstärkten Dynamik auf dem Arbeitsmarkt

gewinnen Beschäftigungsaufnahmen und

insbesondere jene Beschäftigungsaufnah-

men, die in Verbindung mit einer Förder-

intervention stehen, in den Arbeitsmarkt-

prozessen an Bedeutung. Die nachstehen-

de Analyse beinhaltet zum Einen die Dar-

stellung der "Netto"-Beschäftigungsauf-

nahmeentwicklung - bereinigt um Wieder-

anmeldungen, Administrativen Ummeld-

ungen und Geringfügig Beschäftigte - nach

Sektoren und zum Anderen die Veran-

schaulichung des deskriptiven Zusammen-

hangs zwischen Förderungen und Besch-

äftigungsaufnahmen.

Entwicklung von

Beschäftigungsaufnahmen 

Aus der Gesamtbetrachtung ist ersichtlich,

dass die Anzahl von Anmeldungen von un-

selbständigen Beschäftigungsverhältniss-

en (als Bruttogröße) im Vergleich zum Jahr

2000 um 71.774 auf 3.063.937 im Jahr

2006 angestiegen ist. Dennoch sind im

Zeitablauf massive Schwankungen er-

kennbar. Ausgehend vom Niveau des

Jahres 2000 war in den beiden Folgejah-

ren zum Teil ein hoher Rückgang von Be-

schäftigungsanmeldungen zu verzeichnen.

Erst im Jahr 2004 wurde der Level des

Vergleichjahres 2000 erreicht und um

53.076 Anmeldungen überschritten. Im

Jahr 2005 erfolgte erneut ein massiver

Rückgang von Beschäftigungsanmeld-

ungen, um im Folgejahr 2006 ein weiteres

Mal kräftig anzusteigen. Der Zuwachs fiel

im Dienstleistungssektor am kräftigsten

aus und umfasste mehr als drei Viertel

(77,1%) der Beschäftigungsanmeldungen

im Jahr 2006.

5.2 Ein kurzer deskriptiver Aufriss von Beschäftigungsaufnahmen im 

Zusammenhang mit Förderungen durch das Arbeitsmarktservice



Das Kriterium "Durchgängigkeit" kann durch

die Kennzahl "Anzahl Wiederanmeldun-

gen" gewährleistet werden. (Wieder)-An-

meldungen von Beschäftigten innerhalb

von 12 Monaten (bei Elternkarenz 3 Jahre)

seit der Abmeldung beim selben Dienst-

geber werden im Betriebsmonitoring be-

sonders ausgewiesen. Somit kann zwi-

schen „neuen“ Beschäftigungsverhältniss-

en und einer Wiedereinstellung beim sel-

ben Dienstgeber nach einer temporären

Unterbrechung (Saison etc.) differenziert

werden.

Absicht des dritten Kriteriums ist es, admi-

nistrativ ausgewiesene Veränderungen

von Beschäftigungsverhältnissen, die letzt-

lich nur „Ummeldungen“ von einem Dienst-

geberkonto auf ein anderes Dienstgeber-

konto im selben Unternehmen oder Betriebs-

übernahmen repräsentieren, auszublenden.

Um diese zahlenmäßig annähernd einzu-

fangen, filtert der dazu im Betriebsmonito-
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In der oben beschriebenen Kennzahl

„Anzahl Anmeldungen“ werden zwar Ab-

läufe im Arbeitsmarktgeschehen summa-

risch abgebildet, jedoch können deren

dahinter stehenden Vorgänge keineswegs

als homogen betrachtet werden. Eine diffe-

renziertere Betrachtung der Anmeldungen

von Beschäftigungsverhältnissen erfordert

zusätzliche einschränkende Kriterien. Die

Restriktionen beziehen sich auf das Aus-

maß (keine geringfügige Beschäftigungs-

verhältnisse), die Durchgängigkeit der

Beschäftigung (keine Wiederanmeldun-

gen) und Betriebliche Ummeldungen, d.h.

die Bewegung darf nicht durch institutio-

nelle Faktoren bedingt sein.

Für das Kriterium "Ausmaß" werden in die

Analyse nur voll versicherte Beschäfti-

gungsverhältnisse mit einbezogen, gering-

fügige Beschäftigungsverhältnisse werden

vernachlässigt. 
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Diese „bereinigten Anmeldungen“ stellen

die tatsächlichen Neuanmeldungen dar

und werden in weiterer Folge mit dem

Zusatz ieD (in enger Definition) versehen.

Die Bruttogröße Kennzahl "Anzahl

Anmeldungen" wird als "Anmeldungen

(von Beschäftigungsverhältnissen) in wei-

ter Definition (iWD)" bezeichnet. Die

Anmeldungen mit den entsprechenden

Abgrenzungen sind in untenstehender

Tabelle ausgewiesen.34

42

ring implementierte Algorithmus Wechsel

von Beschäftigten, die gruppenweise ohne

zeitliche Lücke von einem Dienstgeber-

konto gemeinsam zu einem anderen wech-

seln. Die erforderliche Gruppengröße ist

nach Betriebskontogröße gestaffelt: 20%

der Beschäftigten bei Betriebsgrößen bis

zu 500 Beschäftigten, ab 500 Beschäftig-

ten muss eine Mindestgruppengröße von

100 DienstnehmerInnen von einer Um-

meldung betroffen sein. Weiters muss in

diesen Fällen der Hauptverbandsstatus der

Betroffenen unverändert bleiben.

34 Zu beachten ist hier, dass wegen möglicher Überschneidungen (positive Ausprägung in mehr als einer obigen Kategorie) die
gewählten Filter die Größenordnung der Merkmale in den Segmenten mitbestimmt.
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Wie in der Tabelle "Anmeldungen von

Beschäftigungsverhältnissen - Abgrenzun-

gen" ersichtlich sind die Bereinigungs-

größen - im Zeitablauf und nach Wirt-

schaftssektoren - von unterschiedlicher

Bedeutung. Im Primärsektor ist der Anteil

an Wiedereinstellungen vorwiegend auf-

grund Saisonarbeiten am höchsten (im

Jahr 2006 74,2%), im Produktions- und

Dienstleistungssektor sind nahezu die

Hälfte der Beschäftigungsaufnahmen durch

Wiederanmeldungen bedingt. Administra-

tive Ummeldungen finden im Primärsektor

kaum statt (0,8% im Jahr 2006), im Pro-

duktionssektor liegt der Anteil von admini-

strativen Umbuchungen bei 5,3% und im

Dienstleistungssektor bei 3,0% im Jahr

2006. Neuanmeldungen von Geringfügig-

en Beschäftigungsverhältnissen spielen im

Dienstleistungssektor eine größere Rolle

als in den anderen Sektoren. Während im

Primär- und Produktionssektor der Anteil

von Neuanmeldungen von Geringfügigen

Beschäftigungsverhältnissen an den An-

meldungen (iwD) bei 3,9% bzw. 3,7% liegt,

ist nahezu jede zehnte Beschäftigungs-

aufnahme im Dienstleistungssektor eine

Neuanmeldung aufgrund eines geringfügi-

gen Beschäftigungsverhältnisses.

Der Anteil von tatsächlichen Neuanmel-

dungen (ieD) an Beschäftigungsaufnah-

men (iwD) im Jahr 2006 sind mit 43,0% im

Produktionssektor am höchsten, gefolgt

von 39,2% im Dienstleistungssektor. Im

Primärsektor ist etwa jede fünfte Anmel-

dung eine tatsächliche Neuanmeldung.

Verglichen mit dem Jahr 2000 verschieben

sich die Anteile zu Lasten von Wiederein-

stellungen zu den tatsächlichen Neuan-

meldungen (ieD) - vor allem im Produk-

tions- und Dienstleistungssektor.

Im Zeitablauf ist ebenfalls ersichtlich, dass

im Gegensatz zu den Anmeldungen von

Beschäftigungsverhältnissen (iwD) das

Niveau von Neuanmeldungen (ieD) des

Jahres 2000 erst im Jahr 2006 wieder

erreicht bzw. sogar überschritten werden

konnte.
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Bei Einbezug der Variable "Beschäfti-

gungsentwicklung" der Betriebe in die

Analyse, ist ersichtlich, ob die tatsächli-

chen Neuanmeldungen (ieD) Nachbesetz-

ungen frei gewordener Stellen darstellen,

oder ob es sich um zusätzliche Beschäfti-

gungsaufnahmen handeln.

Die Beschäftigungsentwicklung eines Unter-

nehmens wird im Betriebsmonitoring als

ordinal skalierte Dimension mit den drei

Ausprägungen schrumpfend (Veränderung

der Beschäftigungsentwicklung ≤ -5%),

gleich bleibend (Veränderung der Besch-

äftigungsentwicklung > -5% und < +5%)

und wachsend (Veränderung der Besch-

äftigungsentwicklung ≥ +5%) abgebildet.

Zum Vergleich wird jeweils der aktuelle

bzw. eingestellte Beschäftigtenstand mit

jenem zu Jahresbeginn herangezogen.

Untenstehende Tabelle zeigt eine relative

Stabilität in der Verteilung zwischen den

Gruppen. Bemerkenswert im Wachstums-

segment ist, dass der Anteil der wachsen-

den Betriebe in Zeiten gedämpfter Kon-

junktur von 2001 bis 2003 nur geringfügig

von 46,1% auf 45,2% schwankt und im

Konjunkturaufschwung im Jahr 2004 wei-

ter auf 38,2% absinkt. Erst im Jahr 2006 ist

der Anteil von wachsenden Betrieben an

den tatsächlichen Neuanmeldungen (ieD)

erneut am höchsten.

44
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Die im Betriebsmonitoring erfassten

Förderinterventionen werden grundsätzlich

danach unterschieden, ob die Förderung

des Dienstnehmers vor oder nach Eintritt

in ein Beschäftigungsverhältnis erfolgt. Bei

einer Anmeldung mit Förderung vor Eintritt

erfolgt die Förderung binnen 4 Monate vor

Beschäftigungsaufnahme. Bei einer An-

meldung mit Förderung nach Eintritt wird

die Förderung binnen 4 Monate ab

Beschäftigungsaufnahme gewährt. Auf-

grund der unterschiedlichen Förderkon-

zeption werden diese Kennzahlen getrennt

betrachtet. Zu den Förderinterventionen

zählen die Hauptgruppen Qualifizierung,

Beschäftigung und Unterstützung.

Um eine weitgehende Vergleichbarkeit zu

gewährleisten werden analog zur Vor-

gangsweise im vorigen Kapitel die Kenn-

zahlen um die Werte der Administrativen

Ummeldungen und der Anzahl der Gering-

fügig Beschäftigten bereinigt35.

Die Ergebnisse lassen sich wie folgt kurz

zusammenfassen:

1. Beschäftigungsaufnahmen werden zu-

nehmend von einer Förderintervention

begleitet. Sowohl in der Gruppe der vor

Eintritt als auch nach Eintritt ist von 2000 bis

2006 eine wesentliche Steigerung beo-

bachten. In der Gruppe der AMS-Förderung

vor Eintritt konnte der Anteil von rund

90.000 auf 132.000 gesteigert werden

(47,1%), in der Gruppe der AMS-För-

derung nach Eintritt sogar von 42.000 auf 

35 Eine Korrektur um die Wiederanmeldungen wird nicht vorgenommen, da gegenwärtig im Betriebsmonitoring ein gleichzeitiges 
Auftreten beider Merkmale (Wiederanmeldung und Anmeldung mit/nach Förderung) als Kennzahl nicht ausgewiesen wird. 
Jedoch wurden Werte, die nicht eindeutig einer Beihilfenkategorie zugeordnet werden konnten, eliminiert.

Der Zusammenhang zwischen

Förderungen und Eintritt in ein

Beschäftigungsverhältnis
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73.000 (73,7%). Waren im Jahr 2000 noch

rund 12% (8,3% nach Förderung; 3,9% mit

Förderung) so sind im Jahr 2006 bereits

rund 17% der Beschäftigungsaufnahmen

mit einer Fördermaßnahme (11,3% nach

Förderung; 6,1% mit Förderung) verbun-

den.

2. Diese Entwicklung kommt vor allem

dem Dienstleistungssektor zugute. Zeich-

nete sich der Dienstleistungssektor bereits

im Jahr 2000 durch eine überdurchschnitt-

liche Präsenz von Förderintervention im

Zusammenhang mit Beschäftigungsein-

tritten (12,7% der Anmeldungen: 8,6%

nach AMS-Förderung; 4,1% mit AMS-

Förderung; über alle Wirtschaftssektoren

gesamt 9,3%) aus, so hat sich diese Ent-

wicklung in den letzten Jahren verstärkt.

Im Jahr 2006 kann im Dienstleistungssek-

tor bereits auf 17,7% (11,6% bzw. 6,1%),

also einem Plus von 5,0%-Punkten (ge-

samt 4,4%-Punkten) verwiesen werden.

3. Das Hauptförderinstrument ist für alle

Anmeldungen die Beihilfengruppegruppe

"Qualifizierung". Jedoch findet im Jahr

2006 eine deutliche Verschiebung zugun-

sten der Beihilfengruppen "Beschäfti-

gung" und "Unterstützung" statt. Waren im

Jahr 2000 noch knapp drei Viertel (72,2%)

der Anmeldungen mit einer AMS-

Förderung in Zusammenhang mit einer

Qualifizierungsmaßnahme, sinkt dieser

Anteil im Jahr 2006 auf 65,7%). Diese

Verschiebung findet primär bei den An-

meldungen (ieD) mit AMS-Förderung vor

Eintritt statt, während bei der Verteilung

innerhalb der Anmeldungen (ieD) mit AMS-

Förderung nach Eintritt nur geringfügige

Veränderungen beobachtbar sind.
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